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Vorwort 

"Wenn aber das Gesetz so beE\chaf­
fen ist, daß es notwendigerweise 
aus dir den Arm des Unrechts an 
einem anderen macht, dann, sage 
ich dir, brich das Gesetz!" 

Henry David Thoreau 

Auch im Kampf gegen die Nutzung der Atomenergie 
müssen wir Erfahrungen machen und aus ihnen ler­
nen. Di es ist uns besonders deutlich geworden in 
den letzten Monaten bei _ den Auseinandersetzungen 
um die in Brokdorf und Grohnde geplanten Atom­
kraftwerke. 

Diese Broschüre soll eine kleine Hilfe sein 
bei der Entwicklung gewaltfreier Methoden der 
Auseinandersetzung, wie wir sie in diesem 
Kampf gegen Umweltzerstörung und Wachstums­
wahn und für ein besseres, menschenwürdigeres 
·Leben brauchen. 

Diese Broschüre ist allen gewidmet, die trotz 
aller Unannehmlichkeiten und Beschwerden in 
diesem Kampf nicht müd~ werden. Besonderen 
Dank sind wir der badisch-elsässischen Be-

. völkerung schuldig, die uns durch ihre Akti­
onen gegen das Bleiwerk in Marckolsheim und 
das Atomkraftwerk in Wyhl wachgerüttelt und 
auf die lebensgefährliche _Zerstörung unserer 
Umwelt aufmerksam gemacht hat. 

Wir danken auch denen, die uns bei der Ent­
stehung dieser Broschüre durch ihre Fragen 
und ihre Kritik geholfen haben. Wir bitten 
auch weiterhin um Mitarbeit. Anregungen und 
Erfahrungen werden bei einer Neuauflage dieser 
Broschüre Berücksichtigung finden. 

Dortmund/Welver im Mai 1977 

Theo Hengesbach 
Michael Schweitzer 

Vorwort zur 2. Auflage 
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"Du kannst wählen zwische·n der 
Wahrheit und der Ruhe, aber bei­
des zugleich kannst du nicht ha­
ben." 

Ralph Waldo Emersen 

Die erste Auflage dieser Broschüre hat sich über­
,raschend schnell verkauft. · Sogar aus dem Ausland · 
und ·aus Ubersee sind Bestellungen bei uns eingegan­
gen. Daher haben wir uns entschlossen, eine Neuauf­
lage zu drucken und bei dieser Gelegenheit auch eine 
Reihe von Verbesserungen und Erweiterungen vorzuneh­
men. So hoffen wir nun, manches von dem nachgeholt 
~u haben, was fertigzustellen für die erste Auflage 
wegen des damaligen starken Zeitdruckes nich.t mög_:-_ 
lich- W?J'. 

·. Inzw~~chen ist die Stromgeldverweigerung ins Rollen 
·. :gekommen. Die meisten Erfahrungen sind wohl in der 

Bundesrepublik bisher von der Hamburger Initiative 
Kirchliche Mitarbeiter und Gewaltfreie Aktion ge­
macht worden. Einiges davon dokumentieren wir im 
Anhang. Aber auch in anderen Städten hat die Aktion 
begönnen, und es treffen schon Anfragen ein aus ganz 
Europa und den USA. In diesem Zusammenhang sei noch 
_einmal daran erinnert, daß die beigefügte Kontakt­
adressenliste auch den Erfahrungsaustausch unterein­
ander fördern soll. 

Wir w~ssen, daß wir den Kampf gegen Umweltzerstörung 
.und fur menschen- .und naturgerechte Lebensmöglich­
keiten langfristig führen müssen. Wir wünschen uns · 
allen dazu die nötige Standhaftigkeit. 

Dortmund/Jugenheim · im April 1978 

Theo Hengesbach 
Michael Schweitzer 
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1. Ein Kampf um das Überleben 

So wie die Nutzung der Atomenergie nur ein extremes 
Beispiel für den verantwortungslosen Umgang des Men­
schen mit seiner Umwelt ist, so ist auch die Arbeit 
der Bürgerinitiativen im Umweltschutz erst ein An­
fang von dem, was noch getan werden muß. Man wird 
nämlich immer deutlicher erkennen müssen, daß all 
die _Probleme, die die Menschheit heute bedrängen, 
miteinander zusammenhängen und keinesfalls als ver­
einzelte Phänomene angesehen werden dürfen. Die Be­
völkerungsexplosion, der Hunger, · die Energie- und 
R~hstoffverschwendung, die Umweltzerstörung, der 
Rustungswettlauf, die Arbeitslosigkeit und schiieß­
lich die politische Unterdrückung der Menschen in 
immer noch den meisten Ländern der Erde - all das 
hängt in Ursachen und Auswirkungen zu_sammen. Nur 
wenn dies auch bei der Suche nach einer Lösu;g der 
Probleme beachtet wird, kann man überhaupt einer 
Lösung nahekommen. 

Eine Lösung für die genannten Probleme kann man erst 
.dann finden, wenn man bereit ist, auch die Dinge in 
Frage zu stellen, die uns bisher als Errungenschaften 
des Fortschritts nahezu unangreifbar gewesen sind. So 
gilt es -zu erkennen, daß die Hauptschuldigen an der 
gegenwärtigen Lage ohne Zweifel die Industrieländer 
sind; deren Reichtum aus der Verknechtung und Aus­
beutung der Länder der Dritten Welt entstanden ist. 
Mit dem Aufstieg des Westens ist untrennbar der Ab­
stieg der . Länder der Dritten Welt verbunden. Wir 
kommen auch nicht umhin zu _erkennen, daß die Ent­
stehung der jetzigen katastrophalen Lage ohne Wis­
senschaft und Technik unmöglich gewesen ware. Der 
Fortschritt ist also nicht von vorneherein etwas 
pegensreiches für die Menschheit, genauso gut kann 
er auch ihr Verderben werden. Diese Beispiele mögen 
genügen, um zu zeigen, wie :radikal wir denken müssen, 
wenn wir uns nicht in unser Schicksal ergeben, son­
dern die Gegebenheiten verändern wollen. 

T 

.0 

· Zeichnung: Vladimir Reooin 

Es . sind kaum Anzeichen dafür erkennbar, daß die her­
kömmlichen politischen Gremien die Ursachen und Zu­
sammerihänge der aktuellen Probleme erkennen. Noch viel 
weniger gibt es Anzeichen aafür, daß die Politik zu 
einer: radikalen Kursänderung bereit oder in der Lage 

. wäre~ Vielmehr steuert man den alten: Kurs weiter, der 
uns ja gerade in die jetzige scheinbare Ausweglosig­
keit geführt hat. Man ist nicht bereit, den alten · 
Aberglauben an das alle Fragen lösende, unbegrenzte 
Wachstum aufzugeben. Auch im Bereich der Entwicklungs­
-hilfe für die Länder der Dritten Welt - ist kaum zu sehen · 

- . ' 
daß hier wirkliche Lösungen erarbeitet werden. Es sieht 

- nämlich mehr danach aus, daß man-zunächst einmal alle -
Fehler, die die Industrieländer bei ihrer Entwicklung 
gemacht haben, dort wiederholen will. Die Zerstörung 
immer ·größerer Teile der Erde nicht nur im Umweltbere'ich, 
sondern z.B. auch im soziologischen: oder kulturellen ~' 
Bereich, ist -die Folge. Die Gedankenlosigkeit und Ver­
antwortungslosigkeit der Menschheit hat uns an den -_ 
Rand des kollektiven Selbstmordes geführt. Die Frage 
nach einer Hoffnung für die Zukunft ist wichtiger 

· denn je. 

' 1 
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In der seit einigen Jahren aufblühenden Bürgerinitia­
tiven-Bewegung sahen und sehen viele Menschen einen 
Hoffnungsschimmer. Schließlich war es schon lange 
her, daß in der Bundesrepublik Tausende von Bürgern 
ihre Verantwortung für die Ereignisse um sie herum 
erkannten und wahrzunehmen versuchten. Und war nicht 
auch erkennbar, daß das Engagement der Bürger viel~ 
leicht erst _bei Fragen der Atomenergie anfing, daß 
man aber doch sehr schnell feststellte, daß an diesem 
einen Problem noch sehr viele andere hingen, um die 
man sich ebenfalls kümmern mußte? Aber gleichzeitig 
waren auch die Skeptiker da, die vor einer Überschätzung 
der Bürger-Bewegilng warnten und dafür auch gute Gründe 
anführen konnten. 

Die Wahrheit wird - wie so oft - auch hier etwa in 
der Mitte liegen. In der Tat ist die gegenwärtige 
Bürgerinitiativen-Bewegung etwas, was es bisher noch 
kaum gegeben hat. Daß sich so viele Menschen über 
Jahre hinweg politisch betätigen und s1ch damit in 
Gegensatz zu fast allen etablierten gesellschaftlichen 
Gruppierungen setzen;, das ist für ein Land, dessen 
Bür_ger als obrigkei tshörig verschrieen sind, in der 
Tat etwas Besonderes. Doch muß man sich darauf ein­
stellen, daß der "Boom", den die Bürgerinitiativen 
zur. Zeit noch erleben, langsam wieder abflauen wird. 
Der Druck, der von politischen Gremien auf die Bürger 
außgeübt wird, wird sicher nicht ohne Wirkung bleiben. 
Auch werden viele Menschen wieder mutlos werden, wenn 
sie nicht sofort die Früchte ihrer Arbeit erkennen 

können. Doch kann 
man mit gutem Grund 
hoffen, daß nicht 
alles von dem, was 
sich in der jüngsten 
Vergangenheit an Er­
kenntnissen und Er­
fahrungen für die 
Bürger ergeben hat, 

- wieder verloren gehen wird. Zuviele _Menschen wissen 
zuviel von der Realität, als daß es wieder werden 
könnte wie "vorher". 

9 

Der zukü];.ftige Kampf wird allerdings einige Bedingungen . 
zu erfüllen haben, wenn er ~ner Lösung unserer Probleme 
nahekommen will. Zum einen muß man sich auf langfristige 
Arbeit über einen Zeitraum von Jahrz&hnten hinweg e-in­
stellen. Man kann in Jahrhunderten gewachsene Fehlent­
wicklungen nicht von heute auf morgen korrigieren. Es 
wird auch nicht darauf verz.ichtet werden können, die 
internationale Zusammenarbeit weiter zu steigern, vor 
allem auch die Zusammenarbeit mit anderen Kulturkreisen 
auf der Erde, wo wir oftmals ein völlig anderes Ver-

' hältnis der Menschen zur Natur entdecken können. Ver­
stärkte Zusammenarbeit ist auch nötig zwischen den 
Aktivgruppen und Gleichdenkenden in der Wissenschaft . 
Die --Arbeit existierender Institute ist zu nutzen, neue 
sind zu schaffen . Die gefundenen Alternatiyen dürfen 
ni_cht .nur auf dem Papier existieren, sondern sind in 
die Tat umzusetzen. Dabei müssen die demokratischen 
und dezentralen Strukturen der Bürger-Bewegung ge­
wahrt bleiben und sogar a~sgebaut werden. Die Unab-
hängigkeit von mächtigen Interessengruppen welcher 
Art auch immer ist energisch zu verteidigen . Schließ­
lich ist das Festhalten an den Met[l.oden der gewalt­
freien Aktion im Widerstand und bei der .Verwirklichung 
der eigenen Ziele ein unabdingbare:r Faktor, der nicht 
aufgegeben werden darf. 

So wie der Kampf gegen die Atomenergie nur ein Teil 
der von uns zu , leistenden Arbeit ist, so ist auch die 
Stromgeldverweigerung, um die es in diesem ,_Heft haupt- -
sächlich -geht, nur eine Möglichkeit unse~es Vorgehens. 
Doch wenn wir sorgfältig sind,-werden wir aus dieser 
Aktion vieles lernen können. Und zu lernen haben wir 
eine ganze Menge, wie uns besonders deutlich wird, 
wenn wir eine kleine Rückschau halten auf die Ereig­
nisse der letzten Jahre. 

1 

. i 
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2. Der Widerstand gegen die Atomenergie von Wyhl 

bis Kalkar 

Nicht nur für die Bundesrepublik Deutschland, son­
dern fast für die ganze Welt ist Wyhl, der kleine 
Ort am Kaiserstuhl, zu einem Symbol für den Kampf 
gegen die Atomenergi e und die Umweltzerstörung 
schlechthin geworden. Die dort erfolgreich durch­
geführte Bauplatzbesetzung hat entscheidend zur 
Verhinderung des geplanten Atomkraftwerkes beige­
tragen. Das Beispiel Wyhl hat, zusammen mit den bei­
den . anderen Beispielen aus dem "Dreyl ändereck" Mar­
ckolsheim und Kaiseraugst, vielen Menschen die Augen 
geöffnet und sie ermutigt, sich ihrerseits die Er­
klärung der padisch-elsässischen Bürge~initiativen 
zu eigen zu machen, in der es heißt: "··· Deshalb 
haben wir beschlossen, den vorgesehenen Bauplatz zu 

- besetzen, sobald dort mit dem Bau begonnen wird. Wir 
sind entschlossen, der Gewalt, die uns mit diesem 
Unternehmen angetan wird, gewaltlosen Widerstand ent­
gegenzusetzen." 

"Schau, dort liegen die entwickelten Gebiete." · 

Bei den folgenden Aktionen stellte sich allerdings 
~ heraus, daß die Orientierung am Beispiel Wyhl auch 
-zu einer als negativ zu beurteilenden Fixierung auf 
das Widerstandsmittel Bauplatzbesetzung geführt hat­
te. Die Folgen lagen auf der Hand: während sich die 
Atomindustrie und der Staatsapparat schnell darauf 
eingestellt hatten, Bauplatzbesetzungen auch mit 
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brutaler Gewalt zu verhind€rn, hielten weite Teile 
9-er Bürgerini tiati yen immer noch am Mythos P:J-a:tzbe- ·­
setzu:hg fes't' ohne wahrhaben zu wollen, daß sie sich 
auf eine von der Gegenseite diktierte, nahezu aus-
schließlich militaristische Form der Auseinandersetz­
ung eingelassen hatten. Es war erschreckend zu beob­
achten, wie sehr sich die zur Platzbesetzung Ent­
schlossenen in jeder Hinsicht der Gegenseite in ihrem · 
autoritären, gewaltsamen Erscheinungsbild anpaßt'en -
sei es in der Kleidung, in der Sprache oder im Auf­
_treten._ . Während im Widerstand gegen das Atomkraft­
werk Wyhl noch Menschen jeden Alters und Geschlechts 
ihren_ aktiven und spezifischen Beitrag zum Gelingen . 
der Aktionen beitragen konnten, war die Auseinander­
setzung um die Atomkraft zumindest zeitweise zu ei­
ner Angelegenheit geworden, deren Regelung in ''offener 
Feldschlacht" von zwei unversöhnlichen Heeren ausge­
tragen wurde. So wurde es wenigstens in den Medien 
dargestellt, und Staat und Atomindustrie hatten auch 
ein ureigenes Interesse daran, daß diese Darstellungs­
weise möglichst lange beibehalten wurde. So war es 
schließlich im September 1977 bei d~r großen Demon­
stration gegen den "Schnellen Brüter" in Kalkar so-

_ weit gekommen, daß im Mittelpunkt des öffentlichen 
In~eresses nicht mehr der Demonstrationsgegenstand, 
sondern allein die Frage, ob es zu gewaltsamen Aus­
einandersetzungen käme, stand. 

Parallel zµ der aufgezeigten Entwicklung der Ausein­
andersetzung um die Atomenergie konnte man einen Um­
schwung in der öffentl~chen Meinung feststellen.Hatten 
die Bauplatzbesetzung . in Wyhl und auch die b.eiden er­
sten Demonstrationen in Brokdorf im Herbst 1976 den 

1 
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Bürgerini t iativen bei der Press e und i n der Öffent ­
lichkeit noch Sympathien e i ngebracht - vor a l l em 
wegen des brutalen, unangemessenen Vorgehens der 
Polize i -, so war doch be i allen späteren Großakt i o­
nen eine Reservi ertheit s owohl bei der direkt betr of­
fenen Bevöl kerung als auch be i der größer en Öff ent­
l i chkei t f estzustellen . Auch die Presse ze i gte deut ­
lich ihre Zweifel am Zweck und 'der Durchf ührung ver­
s chiedener Aktionen . Wenn dies auch ni cht der all e i n­
i ge Maßstab für den Widerstand der Bür ger se i n kann , 
so ha t es doch vi el en Menschen zu denken gegeben . Die 
Frage , ob die Bürgerinit iat i ven bei ihr en Akt i onen 
im Notfall auch zur Gewal tanwendung gr eifen dürfen , 
wurde und wird sowohl i nner halb als auch außerhal b 
der Bürgerinit iativen heftig diskutiert . 

IVEISST DIJ, WARllM 1 
DIESE WELT SO SCHON 

· IST? 

~________.,/ 

3. Gewaltsamer Widerstand 

Bürgerinitiativen? 

Ausweg oder Ende der 

Die Diskussion um die Gewaltanwendung erstreckt sich 
auf viele verschiedene Ebenen. Es müssen dabe i qie 
folgenden Fragen bedacht werden: 1. Kann eine gewalt­
same Auseinandersetzung überhaupt zum Erfolg für di e · 
Bürgerinitiativen führen? 2. Was· bedeutet Gewaltan­
wendung für die gewünschte Mobilisierung der Bevölk­
erung? 3. Welche politische Folgen bringt Gewaltan­
wendung mit sich? 

Die erste Frage kann leicht beantwortet werden. Am 
Beispiel .der Auseinandersetzungen um das Atomkraft­
-werk Grohnde im März 1977 war schon den meisten Men­
schen deutlich geworden, daß eine hochbewaffnete 
und -~pezialisierte Polizeimacht deri Bürgern in je­
der direkten Konfrontation weit überlegen ist. Der 
Polizeieinsatz anläßlich der Demonstrat-ion gegen 
d~n "Schnellen Brüter" in Kalkar im Herbst 1977 be­
wies, daß die Polizei darüberhinaus auch noch Ver­
sammlungen _von -zigtausenden von Menschen extrem be­
hindern und somit fast undurchführbar machen kann 
wenn es ihr politisch möglich und ratsam erscheint. 
Dies ist auf jede~ Fall der Fall, wenn man auf an­
geblich geplante Gewalttaten seitens der Demonstran­
ten verweisen kann. · Derartigen Unterstellungen kann . 
man glaubwürdig nur dadurch vorbeugen, daß man im 
gesamten Widerstand e_ine gewal tfreie Strategie ver­
folgt. 
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Es kann weiterhin davon ausgegangen werden daß die . . ' 
gewunsc~te zune~mende Mobilisierung der Bevölkerung 
gegen die Zerstorung der Umwelt durch eine Militari­
sierung des Konfliktes gefährdet wird~ Zum einen ver­
lieren_ die Bürgerinitiativen ihre Glaubwürdigkeit, 
wenn sie zum Schutz des Lebens antreten dabei aber 
"h ' i rerseits Leben gefährden. Die Diskrepanz zwischen 
dem Ziel, dem Schutz jeglichen Lebens, und dem zeit­
weise a~gewandten Mi t _tel der Gewaltanwendung, also 
der Gefährdung des Lebens anderer, wurde in der öf­
f~ntlichkei ~ mi_t ~o~er Sensibilität erkanpt. Bürger, 
die g_egen die traditionellen · politischen Entschei- · 
dungi;;gremien aufbegehren, werden von der Öffentli'ch-
kei t mit sehr viel mehr Argwohn und Wachsamkeit b~­
obachtet als etwa die Polizei als Instrument der 
weithi1:1 anerkannten Staatsgewalt. Dies mag ungerecht 
erscheinen - da man der einen Seite ihre Fehler 
schwerer anrechnet als der anderen -, ist aber an­
dererseits auch ein wirksames Instrument der Selbst­
kontrolle der Bürgerinitiativen. 
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Die Mobilisierung der Bevölkerung ist auch noch des­
halb gefährdet, weil gewaltsaine Auseinandersetzungen 

-nur für Restimmte Altersgruppen möglich sind. Diese 
würden entscheidend das Gesamtbild der Bürger-Bewegung 
prägen, das der Öffentlichkeit über eine sensations­
orientierte Presse vermittelt wi~d. Selbst wenn die­
jenigen, die . keine gewaltsame Austragung des Konflik­
t.es führen wollen, andere ·Möglichkeiten des Engage­
ments finden könnten, hätten sie keine Chancen zur 

, Identifikation mit der Gesamtbewegung mehr. Es wird 
zu Recht von den Bürgern, die sich engagieren wollen; 

. erwart.et, daß es gewisse Spielregeln der gemeinsamen 
Arbeit gibt, daß also jeder ungefähr weiß, worauf er 
sich einläßt. Scpließlich geben Menschen, die mit den 
Bürgerinitiativen gegen die Umweltzerstörung und für 
ein menschengerechteres Leben kämpfen, viel von ihrer 
"bürgerlichen Sicherheit" auf. Der Wunsch nach einem 
neuen Halt, nicht zuletzt bei der Frage der Gewalt- . 
anwendung, ist nur zu verständlich. 

----------~-- ----------
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Die Diskussionen um die Gewaltfrage dürfen auch eine 
weite politische Perspektive nicht außer Acht lassen. 
Dabei muß gefragt werden, in welchem pol~tischen Rah­
men die gegenwärtigen Auseinandersetzungen um die Atom­
energie und die damit zusammenhängenden Probleme zu 
sehen sind. Seit vielen Jahren ist zu beobachten daß 
die J3undesrepublik sich immer mehr zu einem Uber~ach­
ungsstaa t entwickelt.Eine. solche Tendenz scheint allen 
Staate.n an sich innezuwohnen, wobei es in der Bundes...; 
r~publik noch eine Reihe spezifischer Faktoren gibt, 
d~e ~uch von andereri Ländern der westlichen Welt arg­
wohnisqh beobachtet werden. Der Staat versucht immer 
mehr überwachend und reglementierend -in das Leben des 
Einzelnen einzugreifen, wodurch die natürlichen Frei­
heitsräume der Menschen naturgemäß immer begrenzter 

. werden. In den. letzten Jahren ist dies der breiten Öf­
fentlichkeit eigentlich erst durch die Abhöraffäre um . 
den Naturwissenschaftler Traube bewußt geworden. Wei­
te~e Ab~örfälle, die bei weitem noch nicht alle aufge­
klart sind und auch vielleicht niemals auf geklärt wer­
den~ sowie die im Zuge der Terrorismusbekämpfung dis­
k~tierten Gesetzesvorschläge aller Bundestagsparteien 
wie z.B. das Bundesmeldegesetz ' sind alarmierende Zei­
chen einer Entwicklung, deren Gefahr leider von noch 
zu wenigen Bürgern erkannt worden sind. Diese Entwick­
lung ist untrennbar mit der Entwicklung der modernen 
Technik verbunden, sie wird durch die Technik nötig 
und möglich. Nötig, weil eine derart komplizierte 
Technologie, wie sie etwa die Atomenergie darstellt 
~ößtmög~~che Sic~erheitsmaßnahmen erfordert, und m~g­
lich, weil neuartige elektronische Geräte die Uber­
wach~ng von Menschen zu einem Routinegschäft werden 
lassen. Einige Menschen fühlen sich an George Orwells 
Schreckensvision 11 198411 erinnert. Der Zukunftsforscher · 
Robert Jungk prägte dafür den Begriff "Atomstaat" wobei 
er sich wohl an Eugen Kogons Buch "Der SS-Staat" ~n­
lehnte. In der Tat wird der "Atomstaat", womöglich 
gelenkt von einer "atomaren Priesterschaft" in zu­
sammenarbei t mit besonderen Elitemannschaften, wie 

.\. 
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es dem US-Wissenschaftler Alvin Weinberg vorschwebt, 
auf seine Art genauso schlimm, wenn nicht schlimmer 
werden, als der "SS-Staat" es war. 

Politisch motivierte Gewalt wirkt bei solchen Ent­
wicklungen · immer beschleunigend. Man kann dies in 
allen Ländern der Erde immer wieder beobachten. Auch 
in der Bundesrepublik mußte und muß politisch moti­
vierte Gewalt als Vorwand herhalten für Gesetzesver­
schärfungen und -neueinführungen, deren realer Wert 
für die Bekämpfung des angeblich ursächlichen Übels -
meist .minimalist. Die Gefahr des Mißbrauchs aber ist 
meist sehr groß, und es g:i.bt für solchen Mißbrauch 
auch schon warnende Beispiele. 

Welche Folgerungen ergeben sich nun daraus für die 
Ökologie-Bewegung? Die Bürgerinitiativen dürfen bei 
ihren künftigen Aktionen des Widerstandes gegen Fehl- · 
entwicklungen urid ' der Durchsetzung ihrer positiven 
Ziele keinerlei Gewaltanwendung mehr -zulassen. Die 
bisherigen Fälle müssen Ausnahmen bleiben. Versuchen 
der Gegner, die Bürger1nitiativen zu gewaltsamen Aus-
einandersetzungen zu provozieren, müssen diese stand­
haft widerstehen. Selbst wenn sie von der Gegenseite 
Gewalt erdulden müssen, sollen sie versuchen, dieser 
Gewalt auszuweichen oder sie zu ertragen, anstatt zur . 
Gegengewalt zu greifen. Der Verzicht selbst auf das 
Notwehrrecht ist wesentlicher Bestandteil der gewalt­
freien Aktion. Wohl nur so werden die Bürgerinitiativen 
ihre Glaubwürdigkeit bewahren und gegen Verleumdungen 
des Gegners gewappnet sein. Die gewaltfreie Aktion 
bietet durch .ihre Vielzahl von Widerstandsmöglich­
keiten einer sehr großen Zahl von Menschen verschie­
dene Möglichkeiten des Engagements. Dies erhöht die 
Effektivität der Arbeit und trägt zu ihrer Verbrei­
terung bei. Schließlich kann eine gewaltfreie Bewegung 
auch ihre Irrtümer eher korrigieren, als es eine Bewe­
gung tun könnte, die durch Gewaltanwendung irreparabele 
Schäden an Gesundheit oder Leben anderer Menschen ver­
ursacht hat. Daß Gewaltfreiheit nicht mit Legalität · 
oder Passivität verwechselt werden darf, wissen wir 
aus der Geschichte und aus eigenen Erfahrungen. 
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4. Der Zivile Ungehorsam 

Ziviler Ungehorsam hat in Deutschland wenig Tradi­
tion. Nur wenige Aktionen zivilen Ungehorsams sind 
bekannt, und es ~ibt kaum Bücher oder theoretische 
Abhandlungen über dieses Thema. Die einzige längere 
Abhandlung über Zivilen Ungehorsam ist der aus den 

_USA importierte Essay 11 Uber die Pflicht zum Unge­
horsam gegen den Staat" von !fenry D~vid Thoreau. Wer 
die zehn oder mehr Bücher über Zivilen Ungehorsam 
kennt, die in den USA zur Zeit des Vietnam-Krieges 

. veröffentlicht wurden, wird sich dieses Mangels be­
sonders .bewußt, wenn er z.B. den fünf Seiten langen 
Beitrag "Recht auf bürgerlichen Ungehorsam" von P. C, 
Mayer-Tasch im Fischer-Taschenbuch "Energiepolitik 
ohne Basis" liest. 

Fragen, die bei der Behandlung des Zivilen Ungehor­
sams auftauchen, sind: 

1. Was ist Ziviler Ungehorsam? 

2. Unter welchen politischen und sozialen Bedingunge 
wurden Aktionen des Zivilen Ungehorsams durchge­
führt, also: warum wird Ziviler Ungehorsam began-
gen? · 

3. Wie läßt sich Ziviler Ungehorsam ~echtfertigen? 

4. Wie hat sich Ziviler Ungehorsam entwickelt? 

5. Wie ist die Wirkungsweise Zivilen Ungehorsams? 

6. Welche AnfoTderungen werden an Teilnehmer von 
Aktionen Zivilen Ungehorsams gestellt, welche 
Risiken nehmen sie auf sich und wie kann den Ri­
siken in einer Bewegung Rechnung getragen werden? 

Diese Fragen können hier jedoch nicht alle behandelt 
werden. Daher sollen nur einige wenige Punkte heraus 
gegriffen und kurz dargestellt werden. 

. 1 

1 
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Zunächst zur Frage: Was ist ei gentlich Ziviler Unge­
horsam? Dies soll anhand von Äußerungen von Personen 
erörtert werden, die solche Aktione n organisiert, an 
ihnen teilgenommen und über sie g eschrieben haben. 

Wenn man die Literatur nach solchen Erört e rung en 
oder gar Definitionen hin durchsieht, wird ma n fest­
stellen, daß selbst unter Anhänge rn des Zivile n Un­
gehorsams keine einheitliche Meinung darüb e r besteht, 
welche Art von Aktionen ei gentlich dazu zähl en. So 
hat Howard Zinn, einer der His t oriker de r gewaltlosen 
Bewegung, in seinem Buch "Disobe di e nc e a nd De mocracy" 
("Ungehorsam und Demokratie" ) eine rec h t u mfa s sende 
Definition vorgeschlagen: "Die absic h tliche Ver­
letzung eines Gese'tzes für eJ..nen le ::i enswic htig en ge­
sellschaftlichen Zweck". Diese De finition berücksich­
tigt nicht die Faktoren der Gewaltlosigk e it, der Of­
fenheit und die Bereitwilligkeit, e ine Strafe auf 
sich zu nehmen. Diese Faktoren werden von den wich­
t~gsten Vertretern des Zivilen Ungehorsams wie Gandhi, 
King und Thoreau als wesentlich angesehen. Aufgrund 
ihres Verständnisses könnte etwa folgende Definition 
gelten: "Ziviler Ungehorsam ist eine Öffentliche und 
gewaltlose Verletzung eines Gesetzes, bei der man 

/ / / /,'( " -
!/ 

sich nicht der Bestrafung durch 
die st'aatlichen Behörden zu ent­
ziehen trachtet". 

Warum sprechen wir nun von Zi­
vilem Ungehorsam und nicht von 
Bürgerlichem Ungehorsam? Das 
Wort zivil hat zwei Bedeutungen. 
Es bedeutet bürgerlich in dem 
Sinne, daß ein Gesetz der Bür­
gerschaft des Staates übertre­
ten wird. Dabei geschieht die 
Übertretung mit Absicht. Der 
Berühmte Busboykott von Mont­
gomery war demnach keine Aktion 
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Zivilen Ungehorsams, denn als de~ Boykott begann, 
wußte niemand, daß es ein altes Gesetz im Staate 
Alabama gab, das einen Boykott u~tersagte. Die Ver­
letzung des Gesetzes war zufällig. Neben der Bedeut­
ung bürgerlich gibt es nocl1 eine zweite. Kumarappa · 
hat die folgende Erklärung gegeben, wie Gandhi das 
Wort zivil gebrauchte: "Zivil, weil er ein gewait- -
loser Widerstand von Menschen ist, die gewöhnlich 
gesetzestreue Bürger sind; auch weil die Gesetze, 
denen sie nicht ~ehorchen ~ollen, nicht moralische 
Gesetze sind, sondern weil sie den Menschen schäd.,.. 
li.ch sind. Er ist zivil auch in dem Sinne, daß die.,. 
jeriigen, die das Gesetz brechen, die größte Höflich­
keit und Rücksicht gegenüber den~n beachten sollen, 
die das Gesetz vertreten. Sie sollen sogar nicht da­
nach trachten, den Gegner in Verlegenheit zu bringe~, 
wenn . sich die Gelegenheit dazu bietet''• Gandhi 
schreibt: "Daher müssen wir vollen und größeren Wert 
auf das Adjektiv höflich legen als auf Ungehorsam. 
Unge~orsam ohne Höflichkeit~ Disziplin und Gewalt­
,losigkei t ist sicher Zerstörung. 11 

Das Wort zivil im Sinne von bürgerlich bedeutet auch, 
daß der Ungehorsam öffentlich sein muß, rlen~als Bü~­
ger ~st man Mitglied eines politischen Gemeinwesens 0 

Die 0ffentlichkeit wiederum folgert aus der Gewalt- ' 
losigkeit, d.h. der Identität von Ziel und Mittel. 
Das Ziel der Offenen Gesellschaft kann nicht mit 
Mitteln der Verschwörung erreicht werden, indem der 
Bürger Geheimorganisationen gegeri den Staat {s. RAF) 
O:r;'_ganisiert oder der Staat Geheimorganisationen gegen . 
die Bürger (s. Verfassungsschutz, MAD usw.). Aus der 
Bedeutung bürgerlich und höflich sowie der Öffentlich­
keit und Gewaltlosigkeit des Zivilen Ungehorsams fol­
g~rt, daß man sich einer Verhaftung oder Bestrafurrg 
nicht durch Verbergen entzieht. Unterwerfung unter 
das .. Gesetz bedeutet allerdings_ nicht, daß ' man eine ~ 
Strafe bedingungslos hinnimmt, sondern nur daß man 
auf illegale Mittel der Verteidigung verzi~htet. 
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Ein notwendiger Bestandteil des Zivilen Ungehorsams 
ist die Gewaltlosigkeit. Dabei ist es gleich, ob es 
sich um die prinzipielle Gewaltlosigkeit eines Gandhi 
oder um die Gewaltlosigkeit der Zweckmäßigkeit eines 
Nehru handelt. Umstritten ist die Nichtzusammenarbeit 
bei der Verhaftung, da sie oft als Widerstand gegen 
die Staatsgewalt ausgelegt wird und vielleicht auch 
nicht dem Merkmal der Höflichkeit entspricht. Im All­
gemeinen jedoch läßt sich die Nichtzusammenarbeit 
(also wenn die Beamten die - Demons trant en b e i der 
Verhaftung wegtragen) mit den Kriteri e n des Zivilen 
Ungehorsams vereinbaren. 

Eines der wichtigsten Merkmale des Zivilen Ung ehor­
sams ist die Tatsache, daß die Demonstrant en ihren 
persönlichen moralische n Maßstab oder den e iner 
Minderheit im politischen Bereich geltend machen 

' ' daß sie diesem Maßstab öffentliche Geltung verschaf-
fen woll en. Ziviler Ungehorsam ist also eine Aktion, 
um die Kluft zwischen einem Gesetz und moralischen 
Maßstäben, zwischen positivem Recht, also dem staat­
lichen Gesetz, und Gerechtigkeit deutlich zu machen 
und in dieser Sache eine ge~ellschaftliche Veränderung 
zu verlangen. 

Es wäre sehr verführerisch, 
an dieser Stelle auf aktu­
elle Ereignisse der Bürger­
initiativen-Bewegung einzu­
gehen, um anhand verschie­
dener Beispiele die unter­
schiedliche und größere 
Wirkungsweise Zivilen Un­
gehorsams in der Öffent­
lichkeit deutlich zu machen, 
und zwar vor allem da, wo es 
um Konflikte mit den Gesetzen 
geht. Nur ein Hinweis sei ge­
geben auf eine wohl etwas un-
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· erwartete Wirkungsweise zivilen Ungeho;r-sams. 

Mehr als bei anderen sozialen oder politischen Kon­
flikten entsteht bei Aktionen Zivilen Ungehorsams _ 
an die Aktionsteilnehmer die Anforderung zu ko~-­
struk~i ver Arbeit~ Ziviler Ungehorsam ist ·darum oft 
ein Antrieb für schöpferische Kräfte, die dazu bei­
tragen, neue gesellschaftliche Institutionen zu 
schaffen, die die Selbstbes timmung und Selbstver­
waltung des Mens chen erweitern. Die Telephonsteuer­
verweige rung in den USA Cs. Kapitel 9 ) ist ein Bei­
spiel dafür. Der Befreiungskampf der Inder gegen 
britische Herrschaft ist ein anderes und für uns 
besonders interessant, weil tlort eine Reihe von 
Problemen auftauchten und gelöst werden mußten, 
die bei uns im .Kampf gegen die Atomenergie auch . 
aufgetaucht sind. Das Industrieland England konnte 
Waren billige r liefern als sie in Indien produziert 
werden konnt en. Indien war nur Rohstofflieferant 

. ' und die indi s chen Arbeiter waren arbeitslos. Gandhis 
konstrukt ives Programm mußte - in Verbindung mit 
Boykott und Widerstandsaktionen - Lösungen enthalten 
wie Indi e ns _arbeitslose Massen zu Arbeit und Brot · 
kommen k onnt en. Seine Haltung zur Technik wirkt in 
di~sem Zusammenhang ahgesichts der Ideen von der 
angepaßten Te chnologie geradezu aktuell. Sein Kon­
zept von Swaraj, von Selbstregierung, beinhaltet..e 
die Vorstelluhg eines geeint e n Indi~ns in der Form 
von sich selbst regierenden Dorfrepubliken die 

' ' wirtscha ftlich möglichst autark sein s ollten. Dies 
·: 1st eine Vorstellung , die im Regionalismus unserer 

heutige n industriellen Gesellschaft verwandte Seiten 
findet. 

Die Frage der Rechtfertigung von Aktionen Zivilen 
Ungehorsams ist - außerordentlich wichtig aber auch 

' ' besonders schwierig. Neben der tatsächlichen Hand-
lung ist die Erklärung und Rechtfertigung dieser 
Handlung ein wesent_licher Bestandteil Zivilen Unge­
horsams, denn es ist von größter Wichtigkeit sich 
den Mitmenschen mitzuteilen, um ihnen die Dringlich-
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keit eines Problems vor Augen zu führen. Man kann 
vielleicht noch weiter gehen und sagen, daß eine 
Pflicht zur Rechtfertigung besteht, denn jeder 
Mensch ist ein politisches Wesen, er ist Bürger 
unter anderen Bürgern, und wenn jemand ein Gesetz 
verletzt, das die Mehrheit der Bürger für gerecht 
hält, so kann man sagen, daß daraus die Pflicht er­
wächst, diese Verletzung zu rechtfertigen. 

Die Rechtfertigung bringt meist fast . unüberwindliche 
Hindernisse mit sich, selbst wenn das Gericht, vor 
dem .die Rechtfertigung unter anderem stattfindet, 
und der Angeklagte an einen gemeinsamen höheren 
Richter oder Maßstab appellieren können. In der 
Buµdesrepublik Deutschland könnte das die Ve~fassung 
sein, die ja ausdrücklich das Recht auf Widerstand 
garantiert (Art. 2o IV GG). In der Tat entstehen hier, 
wie die Erfahrung zeigt, jedoch enorme Schwierigkei­
ten, die mit unterschiedlicher Interpretation von 
Gesetzen anfangen und mit Machtfragen enden, denn 
Rechtsfragen sind bekantitlich auch Machtfragen, die 
sich allerdings durch Kämpfe ändern lassen. Selten 
haben Regierungen dem Volk Freiheiten und Rechte 
.ohne Kämpfe gewährt. Aufgrund dieser 
Schwierigkeiten berufen sich viele 
Aktionsteilnehmer als Endglied ihrer 
Argumentation auf ihr Gewissen oder 
einen höheren Richtef jenseits die­
ser Welt. Die Rechtfert1gung wird 
auf moralische oder religiöse Ebenen 
verlagert und so. noch schwieriger 
als auf der Ebene des positiven 
Rechts. 

Die Wirkungsw~dse de.s Zivilen Ungehorsams entsteht 
.u:qter anderem dadurch, daß ein hohes Maß an Ernst­
haft'igkeit deutlich wird, und zwar vor allem dadurch, 
daß -Strafen bereitwillig hingenommen werden. Die Kam-

,. 
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pagnen der Kriegsdienstverweigerer in Europa in den 
vergangenen Jahrzehn_ten haben auf diese Weise in ei­
nem Land nach dem anderen die Anerken_nung ihrer Rechte 
durchgesetzt. Diese Ernsthaftigkeit ist es unter an'- 0 

dereni, die als Appell in die Öffentlichkeit hinein 
wirkt und Veränderungen bewirkt. 

In den Aktionen des Zfvilen Ungehorsams kommt aber 
auch ein Verständnis von Demokratie zum Ausdruck . 

- das über das einer repräsentativen Demokraiie hi~aus­
geht, was man in manchen Rechtfertigungen nachlesen 
kann. Das bringt uns zu der Frage, wie sich Ziviler 
Ungehorsam entwickelt hat. · 

W~hrend der Feudalzeit war der Mensch nicht Bürger 
eines politischen Gemeinwesens, sondern Untertan von 
Fürsten, denen ein von Gott verliehenes Recht auf 
H:rrschaft über seine Untertanen zugebilligt wurde. 
Widerstand gegen einen Fürsten war nicht nur- Wider­
stand gegen weltliche Herrschaft, sondern auch gei~n 
Gott und somit praktisch unmöglich. Erst als sich die 

_A1;1ffassung durchsetzte, daß jeder Men.sch unveräu,ßer­
- liehe Recht ~er Selbstbestimmung besitze, war Unge- _ 

- h~rsam 1:1nd Widerstand gegen die Autorität von Regier-
u~gen eins:h~ar tihd allgemein und von Massen prakti~ 
zierbar. Ziviler Ungehorsam ist ~ so gesehen erst mit 
dem Heraufkommen der Demokratie möglich und die An­
fänge Zivilen Ungehorsams fallen in die'Zeit der Ent­
~tehung der Demokratie. Im Europa der Neuzeit war das 
im England des 17. Jahrhunderts. Bereits damals wehr­
t~n si~h Teile des Volkes, z.B. die Levellers, gegen 
eine einfache Ubertragung der Herrschaftsgewalt vom 
König auf das Parlament. Für sie bedeutete Selbstbe­
stimmung nicht nur, die Regierenden zu wählen, son­
~ern auch selbst zu regieren. Deswegen kündigten sie 
ihr Recht auf Widerstand gegen die Regierung des Un­
terhauses an U:nd gründeten es auf ihr Gewissen. 
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In einer Zeit~ in der in Deutschland Bürgerinitiati­
ven das Recht des Bürgers ·auf mehr Selbstbestimmung 
durchsetzen wollen, ist es aufschlußreich, die Äußer-

. µ_p.gen. ß er verschiedenen Konfli~tpartner zu verfolgen. 
4u de{l.;-. ersten Gruppen, die s ich heute dadurch bedroht 
:fühlen. zählen die Parteien, die ihr Monopol zum Re­
gieren' in· Gefahr sehen. Daß die Regierung heute ihr 
Recht auf Regieren und besonders auf ein Regieren 
mit wachsenden Machtvollkommenheiten mit dem Hinweis 
auf die Staatsraison zu rechtfertigen sucht , ist eben--

. so uneinsichtigt und irrational wie die Rechtfertigung 
. des Regierens von Gottes Gnaden, denn Staatsraison 
heißt Staat um des Staates wil l en , Herrschaft um der 
H~rrschaft willen. Die Arbeit der Bürgerinitiativen 
gibt dem Bürger als Individuum oder als Mitglied ei­
nes Stadtteils, einer Mietergruppe, einer Berufsgruppe, 

. eines Dorfes oder einer Region ein höheres Maß an 
Selbstbestimmung. Nicht nur regiert zu werden, son­
dern mitzuregieren oder in größer~m Maße sich selbst 
zu r .egieren gehört zu den unveräußerlichen Rechten 
eines jeden _Mensche_n. In der Auseinandersetzung zwi­
schen Bürgerinitiativen und Regierenden dient der 
Zivile Ungehorsam einer Gesellschaft, in der die de­
mokratischen Elemente verstärkt ·werden. 
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5 .• Die Energieversor gungsunternehmen 

Für den forcierten Ausbau der Atomindustrie in der 
Bundesrepublik sind hauptsächlich die Betreiber bzw-. · 
Eigentümer von. Atomkraftwerken veraritwortlich, also 
die Energieversorgungsunternehmen. Vor 4o Jahren gab 
es davon in Deutschland 16 ooo. Im Jahre 1955 bestan­
den in der Bundesrepublik noch 3 ooo, und im Jahre 
1971 waren es schließlich nur noch 1 378. Heute rech­
net man mit nicht mehr als 1 Zoo Energieversorgungs­
unternehmen. Davon sin·d 85 % Klein- und Kleinstun­
ternehmen, die 8 bis 12 % der Stro_mabgabe testreiten. 
Die Verbundgesellschaften - davon gibt es 1o - lie­
fern 80 % der gesamten Stromabgabe. Man kann also be­
haupten, daß die Verbundgesellschaften den Strommarkt 
beherrschen. Nicht nur die von der Bundesregierung 
eingesetzte "Monopolkommission" kritisierte in ihrem 
ersten Pflichtgutachten 1976, daß es sich bei der En­
ergiewirtschaft um einen ''wettbewerbslosen Wirtschafts­
zweig" handelt, auch der Stromverbraucher merkt dies 
seit Jahren über den ,Strompreis. Die Verbundgesell­
schaften, die jeweils Gebietsmonopole haben, planen 
den Ausbau der Stromkapazi täte.n gemeinsam und set_zen 
die Marktmechanismen wirksam außer Kraft. Die nach 
"betriebswirtschaftlicher Rentabilität" - sprich: 
Profit - ausgerichteten Prognosen und Planungen der 
Energieversorgungsunternehmen gehen dann direkt in 
die Energieprogramme der Bundesregierung ein. 
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Angesichts der Tatsache, daß der Staat der mit Ab­
stand einflußreichste Kapitaleigner der Elektrizi­
tätswirtschaft ist, kann von einer Kontrolle der 
Konzerne durch die Politiker im Sinne der privaten 
Verbraucher keine Rede sein. 

Die Kapitalverflechtung mit dem Staat tritt in ver­
schiedenen Formen auf: entweder ist die Bundesrepu­
blik direkt als Bund beteiligt, wie bei der VEBA AG 
und deren Töchtern , oder indirekt durch ein Bundes­
unternehmen oder die Bundesländer. 

Gemessen an der Stromversorgung ist die Rheinisch 
Westfälisches Elektrizitätswerk AG (RWE) das wich­
tigste Energieversorgungsunternehmen in der Bundes­
republik. Der Staat besitzt hier durch stimmenbe­
günstigte Namensaktien die Stimmenmehrheit. Die 
RWE ist z.B. am Schnellen Brüter in Kalkar mit 
68:,85 % betei],igt. Sie besitzt auch Anteile an 

_ anderen E-Werken, etwa der VEW. 

Die VEBA AG, die sich zu 4o % in Bundesbesitz befin­
det, ist das zweitwichtigste Energieversorgungsun­
ternehmen. Ihr gehört die Preußenelektra, die bereits 
zwei Atomkraftwerke bauen bzw. betreiben will; sie 
ist außerdem Mehrheitsaktionär der Nordwestdeutsche 
Kraftwerke AG (NWK). Die NWK besitzt drei Atomkraft­
werke und baut gemeinsam mit der Hamburgische Elec­
tricitätswerke AG (HEW) das -Atomkraftwerk Brokdorf. 

Ein Strukturmerkmal für die Verflechtung de:r Energie­
versorgungsunternehmen ist die Lieferv;erflechtung. 
So bestehen z.B. langfr.istige Verträge zwischen RWE 
und VEW einerseits und dem westdeutschen Steinkohlen­
bergbau andererseits. 

D..ie Beteiligung der verschiedenen Energieversorgungs­
. . ·unternehmen an den Atomkraftwerken und ihre -Eigentümer · 
geh~n aus der aqf den nächsten Seiten abgedruckten 
übe~sicht hervor. 
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Name Sitz 

EURO-HKG Hamm-\Jentrop 

EurC'oäische Schnell- Essen 
brüter Kernkraftwerks· 
gesellschaft mbH 

Gemeinschaftskernkraft- Hameln 
werk Grohnde Betriebs­
führungsgesellschilft 
m~H 

Gemeinschaftskernkraft- Neckarwesthelm 
werk Neckor GmbH 

Gesellschaft für Kern" Karlsruhe 
forschung mbH 

Hamburgische Electrici- Hamburg 
täts-Werke AG (HEW) 

Hochtemp<:)ratur-Ke rn- Hamm-Uentrop 
kraftwerk GmbH (HKG)-
Gemeinsames Europäi· 
·sches u·nternehmen 

Name Sitz 

Kernkraftwerk-Betrieb~- Le0poidshaien 
gesellschaft mbH (KBG) 

KFA JUELICH G!\1BH Jül ich 
Kernforschung3~nlage 

Jülich GmbH 

Kernkrnftwerk Brokdorf Hamburg 
GmbH 

Kernkraftwerk Bnms- Hamburg 
bGt tel (KKB) 

Kernkraftw~rk Hamm Dortmund 
GmbH 

Kernkraf'.werk Isar Munchen 
GmbH (KKI) 

Kernkraftwerk Krümme) Hamburg 
GmbH 

Kernkraftwerk Lingen Lingen 
GmbH (KWL) 

Karnkraftwerk Nieder· München 
aichbach GmbH (KKN) 

Beteiligt an 

Bauherr des geplanten 
SNR-Folgeprojekts 
(SNR-2) 

Kernkraftwerk Grohnde 

Kernkraftwerk in Neckar­
westhe:m (Neckar) 
Gemmrighelm 

Kernl.:raftwerke KKS, 
KKE·, Kl{K und Brokdorf 

Tt-iTR-Prototyp-Kem­
kraftwerk 

Be'teiligt nn 

betreibt MZFR 1.:nd i'!\:K 
für die Ge scllsch~ft für 
Kern fo rschung mbH 

Kernkraftwerk Brokdorf 

Kernkraftwerk Bruns­
büttel (Elbe) 

Kernkraftwerk Hamm 

Kernkraftwerk Isar 
(KKI) 

Kernkraftwerk Krümmet 

Kernkraftwerk Lingen 
(Ems) 

Gesellschafter (Beteiligung In % ) 

(18,69), G~meindeelektrizitätsverband Schwarzwald· 
Donau (13,69) , Technische Werke der Stadt Stuttgart 
AG, Stuttg. (13,35), Land Baden-Württemberg (10,36) 

CEGB (Großbritannien), EDF (Frankreich) ENEL (fta· 
lien), SYNATOM (Belgien), HKG, RWE, VEW (BRD) 

Schneil-Brüter-Kernkraftwerksges. mbH (51,00) 
Ente Nazionale per l'Energia Elettrica (33,00) 
Electricite de France (16 ,00) 

Preußische Elektrizitäts-AG, Genieinschaftkraftwerk · 
Weser GmbH 

Deutsche Bundesbahn, Neckarwer.ke Elektrizitäts­
versorgungs-AG, Technische Werke der Stadt Stutt­
gart AG, Württembergische Portland-Cement-Werke 
zu Lauffen a. N. 

Bundesrepublik Deutschland (90,0), Land Baden­
Württemberg (10,0) 

Freie und Hansestadt Hamburg (rd. 75) 

Gemeinschaftskraftwerk Weser GmbH, Veltheim (26), 
Elektromark Kommunales Elektrizitätswerk Mark AG, 
Hagen (26), Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen 
AG, Dortmund (26), Gemeinschaftswerk Hattingen 

Geseilschafte1· (Beteiligung in %) 

GmbH (12). S:adtwerke Aachen AG (5), Stadtwerke 
Bremen AG (S) 

Badenwerk AG (100) 

Nordwestdeut&che Kra~twerko AG (50), Hamburgl­
sche Elec:ricitöts-Werke AG (50) 

HEW (66 %), NWK (33 Ya) 

VEW (74), Elektromark (26) 

Bayernwer k AG (50), lsar-Amperwerke AG (50) 

HEW (50, Federf.), NWK (50) 

VEW (68,75), Deutsche Bank, Commerzbank, Dres­
dner Bar.k. Westdeutsche Landesbank Girozentrale 
(zus. 31,25 zu gleichen Teilen) 

Bayernwerk AG (100) 

1\) 
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Name 

Kernkraftwerk Obrlg­
helm GmbH (KWO) 

Kernkraftwerk Phil l'pps-
burg GmbH (KKP) 

Kernkraftwerk RWc-
Bayernwerk GmbH 
(KRB) 

Kernkraftwerk Stade 
GmbH (KKS) 

Kernkra~twerk Süd 
GmbH (KWS) -
Ett lingE: n -

Nordwestdeutsche Kraft· 
werke ACi (NWK) 

Name 

. Pfalzwerke AG 

Preußische Elektrizitäts­
AG (Preußenclektra) 

Rheinisch-Westfälisches 
Elektrizitätswerk AG 
(RWE) 

Schnell-Brliter-Kern­
krnftwerksges. mbH -
Gemeinsames Euro­
päisches Unternehmen 
(SBK)-

Vereinigte Elektrizitäts· 
werke Westfalen AG 
(VEW) 

Versuchsatomkraftwerk 
Kahl GmbH (VAK) 

Sitz 

Obrigheim 

Phil;ppsburg 

Gundremmingen 
0. Günzburg 

Stade 

Karlsruhe 

Hamburg 

Sitz 

Ludwigshafen 

Hanne ver 

Essen 

Essen 

Dortmund 

Kahl 

Be~elligt an 

Kernkraftwerk Obrlg­
heim 

Kernkraftwerk Philipps-
burg (Rhein) 

Kernkraftwerk Gund-
remmingen (Donau) 

Kernkraftwerk Stade 
(Elbe) 

Pl <int Bau u. Betrieb 
'e!ncs .Kcrnkraftwc•kes 
auf Ge-narkw~ g Wyh!, 
Kreis Ecin•e:'ldingen 

Ker11krn ftwe: ke KKS, 
KK3. KKU, KKK und 
Brokdorf 

Beteiligt an 

Kernkraftwerk Neupotz 

Kernkraftwerk Unter­
weser (KKU), Kernkraft­
werk Grohnde 

KernkraftwerkeVAK und 
KRB, sowie SNR-300 

SNR-300-Prototyp-KKW 
In Kalkar 

KWL, HKG, EµRO-HKG, 
KKH 

Vernuchsatomkraftwerk 
Kahl 

Gesellschafter (Beteiligung In%) 

Energie-Versorgung Schwaben AG (35), Badenwerk 
AG (28), Techn. Werke der Stadt Stuttgart AG (14), 
Neckarwerke Elektrizitätsversorgungs-AG (10), Stadt 
Karlsruhe, Stadtwerke (5) . Kraftübertragungswerke 
Rhe infelden (3) , Stadt Ulm. Stadtwe.rke (2,2), Wür.t. 
Portland-Ccmcnt-Werke zu Lauffen a. N. (1 ,7), S t;~ d t 

Heidenheim (Brenz), St adtwer ke (0,4), Alb-Elektriz i­
tätswerke Geis lingen c . d. Sicige (eGmbH) (0,3). C. 
Klinglers Erbe n E! C'ktrizrtätswerke Nagold (0,2), Elek­
triz itä tswe rke Braunsbäch eGmbH (0, 1), A. Hessen­
thaler, Vaihingc.1/Eriz (0, 1) 

Badenwerk AG (50), Energie-Versorgung Schwaben 
AG (50) 

RWE (75), Baycrnwerk (25) 

NWK (66 % ), HEW (33 %) 

Badenwerk (50), EVS (SO) 

Preurlische Elektrizltäts-Al<tiengesellschaft, Hanno­
ver (67,6) 

Gesellsch:ifter (Beteiligung in % ) 

Bezirksverbd. Pfaiz, Neustadt (55, 17), Aktiengesi;ll­
schaft für Energ iewirtschaft, Mannheim (2°7,85), Tech­
nische We;ke Ludwgishafon !3,25), weitere 10 Ak­
tionbro (7. 73) 

VEBA-Akti.Jngcsellschaft, 3onn-Berlin (86,5), Stadt 
Frankfurt (Mnin) (6,8), Land HE: sscn (2,7), Ubcrland· 
Wiirk Braun schwei9 GmbH, Brnunsch·veig (1 ,0), Elek­
trizitbts-Aktiengesellschaft Mitteid<lutr.chla:ld, Kassel 
(1,5), Land Niedersachsen, versch. Sti:idte und Land· 
kreise (1 ,5) 

D ie Namensakten mit 20fachem Stimmrecht befinden 
sich in öffentli c'ier Hand (Stadte, Kreise u. a.), die 
zusammen mit ' den In ihrem Besitz befindlichen 
Stammakti en die Stimmenmehrheit besitzt. Oie ka· 
pitalmäßige Mehrheit liegt In privaten Händen. 

Rheinisch-Westfäli sches Elektrizitätswerk AG (68,85). 
N. V. Samenwerkende E!ectriciteits-Produktiebedrig­
ven (14,75), Synntom S. A. (14,75), Central Electrl· 
City Generating Board (1,65) 

Encrg:e-Vcrwaltungs-Gese llschaft mit bcsr:hrä;:ikter 
Hdtüng, Düsse ldorf (25 ,3~ ). Srndt Dortmund (16,gQ), 
Stadt Bochum (4.~0). sons:.ige Gcmeir. den und Ge­
meindeverbände (31,26), Streubesitz (22, 13) 

Rheinisch-Westfälische Elektrizitätswerk Aktiengß­
scllschaft, Essen (80,0), Bayernwerk Aktiengesell­
schaft Bayerische Landeselektrizität.syersorgun9, 
München (20,0) 

\.N 
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6. Die Widerstandsmethode Stromgeldverweigerung 

und ihr politischer Zusammenhang 

Die Energieversorgungsunternehmen sind - wie auf ge­
zeigt - gewinnorientierte Großunternehmen, .an denen 
nicht nur die "Öffentliche Hand", sondern in .erheb-. 
lichem Maße auch die Großindustrie beteiligt ist. Sie 
haben auf dem Gebiet der Stromerzeugung eine Monopol­
stellung und· damit auch den gesetzlichen.Auftrag, eine 
ausreichende und kontinuierliche Stromlieferung zu 
garantieren. Ihr gewinnorientiertes Wirtschaf~en ~r­
klärt auch, daß industriellen Großabnehmern gunstigere 
Stromtarife zugestanden werden als der Masse der. Klein-. 
verbraucher. Ob die Energie sinnvoll verwendet wird 
oder nicht, ist für die Elektrizitätswirtschaft une~- . 
heblich; Hauptsache ist, daß der Stromverbrauch steigt. 

Im Vertrauen auf ein 
' immer weiter stei­
gendes Wirtschafts­
wachstum haben die 
E-Werke bedenke.nlos · 
ttberkapazitäten auf­
gebaut und geplant, 
die nun einen erhöh­
ten Verbrauch ver­
langen, der durch 
Werbung erreicht 
werden soll. Die 
übereilte Festle­
gung auf Stromer­
zeugung durch Atom­
reaktoren läßt sie 
jetzt angesichts 
der Kritik an den 
Risiken der Atomen­
ergie die Gefahr ei­
ner angeblichen En-

ergielücke in den 8oer Jahren beschwören: eine 
Schraube ohne Ende. 
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Trotz der wachsenden Einsicht qer Bevölkerung in die 
katastrophale Weltsituation und speziell auch in die 
Gefahren der Atomenergie handeln die Verantwortlichen 
in Wirtschaft, Wissenschaft und Politik weiterhin nach 
der Devise "Nach uns die Sintflut". Die bisherigen. 
Versuche, dieser Entwicklung mit den Methoden der 
herkömmlichen Politik Einhalt zu gebie ten, müssen 
als bei weitem nicht ausreicl;lend betrachtet werden. 
Für alle einsichtigen Menschen besteht daher die 
moralische und demokratische Pflicht zum Widerstand. 
Dabei gilt es , Methoden der Auseinandersetzung zu 
finden, die mit unserem Ziel, Leben zu schützen, 
übereinstimmen. Gewaltlose direkte Aktionen müssen 
Politiker, Verwaltungsbeamte und Richter dazu brin­
gen , sich mit dem konsequenten Widerstand gegen die 
Umweltzerstörung auseinanderzusetzen. Ziviler Unge­
horsam, also die bewußte und öffentliche ttbertretung 
von Gesetzen oder Bestimmungen, kann dort nötig wer­
den, wo geschriebenes und praktiziertes "Recht" die 
fortschreitende Umweltzerstörung schützt und somit 
selbst zu Unrecht wird. Diese begrenzte Regelver­
letzung ist unsere Pflicht gegenüber den zukünftigen 
Generationen und außerordentlich harmlos im Vergleich 
zu der Gefahr, die der Menschheit droht, wenn die 
Atomenergie ausgebaut wird, wie es geplant ist. 

Die Notwendigkeit zum Widerstand wird da besonders 
einsichtig, wo die Gegner der Atomenergie selbst 
kleine Rädchen in dem riesigen Getriebe sind, das 
die Entwicklung zur YÖlligen Zerstörung unsere Um­
welt immer weiter vorantreibt. Auf zumindest zweier­
lei Weise sind wir direkt beteiligt: zum einen zahlen 
wir die Steuern, aus denen bisher etwa 2o Milliarden 
DM zur Förderung der Atomenergie ausgegeben worden 
sind, und zum anderen geben die E-Werke einen Teil 
des Geldes, das wir ihnen für verbrauchten Strom 
zahlen, für den Bau ihrer Atomanlagen aus. Eine 



Weigerung, sich hier mitschuldig ,zu machen, würde 
in einer Steuer- und Stromgeldverweigerung ihren 
Ausdruck finden. Während die Steuerverweigerungauf­
grund des üblichen Einziehungsverfahrens nur einem 
begrenzten Teil der Bevölkerung der Bu~desrepublik 
möglich wäre, würde' eine _Stromgeldverweigerung auf 
ke.ine technischen Schwierigkeiten stoßen. 

Stromgeldverweigerung bedeutet, daß man seine Strom­
rechnungen nicht mehr in voller Höhe, sondern nur zum 
Teil bezahlt. Mah verweigert dem E-Werk den Anteil, 

' der für die Nutzung der Atomenergie ausgegeben wird. 
E,s ist schwer zu schätzen, welcher Prozentsatz das 
ist, doch dürfte ein Anteil von 1o % sicher angemessen 
sein. Auch wäre dieser Anteil nicht zu hoch, , so daß er 

. mögliche Aktionsteilnehmer abschrecken könnte, wie es 
bei 5o· oder 100 % der Fall sein könnte. Die Aktions­
teilnehmer zahlen also ihre Rechnung nur zu 9o % an 
das jeweilige E-Werk und zahlen die einbehaltenen 1o % 
auf ein Treuhandkonto, das die örtliche Aktionsgruppe 
einrichten muß. Die Stromgeldverweigerung wird solange 
durchgeführt, bis das E-Werk den Forderungen der Ak­
tionsteilnehmer- nachgekommen ist, bis sich der Streit~ 
punkt Atomenergie gegebenenfalls anderweitig erledigt 
hat oder bis die Aktionsteilnehmer einen Abbruch der 
Stromgeldverweigerung beschließen. Man sollte das ein­
behaltene Geld für die Nutzung alternativer Energie­
quellen wie Sonne, Wind, Wasser usw. -bestimmen. Es 
kann dabei offengelassen werden, ob man das Geld unter 
bestimmten Bedingungen dem E-Werk für die Nutzung al­
ternativer Energiequellen überlassen will, oder ob man 
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es anderen, den Bürgerinitiativen vielleicht näher 
stehenden Einrichtungen zuführen will. Eine Entschei­
dung über die Verwendung des einbehaltenen Geldes soll 
auf jeden Fall von den Aktionsteilnehmer im jeweiligen 
Ort nach den gegebenen Umständen selbst gefällt werden. 

Die Forderungen, mit denen man an das E-Werk herantritt, 
müssen auf die jeweilige Situation zugeschnitten sein. 
Als Orientierungspunkte könnte man nennen: 

1. Planungs- und Baustopp für geplante und im Bau be­
findliche atomare Anlagen 

2. Stillegung im Betrieb befindlicher atomarer An­
lagen 

3. Rückzug des E-Werkes aus der Deutschen Gesellschaft 
für die Wiederaufbereitung von Kernbrennstoffen (DWK), 
die für Zwischen- und Endlagerung verantwortlich ist 

4. Einstellung der Reklame für vermehrten Energiever­
brauch, stattdessen Werbung und Hinweise für das 
Energiesparen 

5. Schaffung einer Tarifstruktur, die das Sparen von 
Energie belohnt, und nicht deren Verschwendung, wie 
es jetzt der Fall ist 

6. Erforschung und Nutzung alternativer Energiequellen. 

Der erste Schritt, den ein Aktionsteilnehmer tun muß, 
besteht darin, daß er seine Abbuchungsvollmacht, die 
er dem E-Werk möglicherweise gegeben hat, wieder zu­
rückzieht. Dies dürfte auf einen großen Teil der Haus­
halte zutreffen. Die Rücknahme der Abbuchungsvollmacht 
kann au.ok für solche Gegner der Atomenergie ein Mittel 
des Protestes sein, die die Stromgeldverweigerung selbst 
nicht mitmachen können. Es wäre sicher ' nicht unwirksam, 
wenn man die Rücknahme der Abbuchungsvollmacht gegenüber 
dem E-Werk mit dem Hinweis auf eine mögliche St~omgeld­
verweigerung begründet. Eine Begründung sollte man je­
doch spätestens beim ersten Einbehalten eines Teils des 
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Stromgeldes abgeben, damit das E-Werk weiß, :um was 
es geht. Es ist ratsam, alles weitere zusammen mit 
der örtlichen Aktionsgrupp~ zu machen, auch die ggfs. 
nötige juristische Beratung. 

Die Stromgeldverweigerung als Aktion des zivilen Un­
gehorsams kann ihre volle Stärke erst dann entfalten, 
wenn die Aktionsteilnehmer bereit sind, auch bis zum 
äußersten zu gehen, d~h. auch eine Stromabschaltung 
und einen Prozeß zu riskieren. Nur wenn man dazu be~ 
reit ist, kann mah den Verdacht von sich abwenden, es 
handele sich bei der Stromgeldverweigerung um einen 
"Dumme Jungen-Streich" oder um ein undurchsichtiges 
Taktieren mit dem E-Werk. Die Ernsthaftigkeit der 
Aktion wird am besten am Extremfall deutlich. Es wäre 
wünschenswert, daß jeder Aktionsteilnehmer sich in 
dieser .Hinsicht genau prüft. 

Wenn .auch mehrere Hundert von 
Aktionsteilnehmern 1o % ihrer 
Stromrechnung nicht mehr be- . 
zahlen, kann dadurch die Fi­
nanzierung der Atomenergie 
natürlich nicht direkt ge­
fährdet werden. Zunächst ist 
die Stromgeldverweigerung in 
erster Linie Ausdruck der per­
sönlichen Betroffenheit und 
des Protestes. Je größer je­
doch die Zahl der Aktions­
teilnehmer wird, desto eher 
wird zu dem politischen auch 
ein wirtschaftli~her Druck 
hinzukommen. Der Erfolg der 
Aktion hängt also auch von der Zahl der Teilnehmer 
in der Bundesrepublik und ggfs. auch im benachbarten 
Ausland ab. Der zivile Ungehorsam ist eine Aktions­
form, in der offen' und gewaltlos ein bestehendes "Ver­
trauensverhältnis" bzw. Vertragsverhäitnis angezweifelt 
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und aufgekündigt wird. Dabei halten wir uns an eine 
Definition von Mahatma Gandhi, nach dem zivil gleich­
bedeutend ist mit "höflich, wahrheitsliebend, beschei­
den, klug, hartnäckig, doch wohlwollend, nie verbrech­
erisch und haßerfüllt" (in YOUNG INDIA, Bd. 1, 1919 · -
1922' s. 1006) • 

Die Stromgeldverweigerung ist nur ein Teil unserer 
Arbeit gegen die Zerstörung der Umwelt ' und die Nutzung 
der Atomenergie und für ein menschengerecht~res Leben. : 
Aber sie gehört zu den Aktionen, die am deutlichsten 
unsere Ernsthaftigkeit und Entschlossenheit ausdrük~ 
ken. Ein Verstecken in · der Masse ist bei dieser Form 
des Widerstandes nicht möglich. Die Offenheit ist 
ihre Stärke, die nicht wird ignoriert werden können. 



7. Skizze einer Kampagne - Organisationsv?rschlag 

für die Stromgeldverweige~µng 

Da die Stromgeldverweigerung O.e.zentral nach den jewei­
ligen Gebieten der Energieversorgungsunternehmen durch­
geführt werden muß, kann und will das folgende Organi­
sationsmodell den einzelnen Koordinationsgruppen nicht 
die Ausarb~ifuong sämtlicher Einzelheiten abnehmen, son­
dern es soll nur einen allgemeinen Rahmen abgeben, in­
.nerhalb dessen die Kampagne organisiert -werden konnte. 
Dieser Organisationsvorschlag, der in der Ideenb~e 
für gewaltfreien W.iderstand beim Aktionstag in Itzehoe 
am 19.2.1977 vorgestellt wurde, geht zurück auf Vor­
stellungen der Gewaltfreien Aktion Kaiseraugst (Schweiz), 
die schon im Herbst 1974 zu einer begrenzten Stromgeld­
verweigerung aufgerufen und dazu ein Drei-Stufen-Modell 
entworfen hatte. Zur praktischen Erprobung dieses Mo­
delles konnte es jedoch nur ansatzweise kommen, weil im 
Frühjahr 1975 in Kaiseraugst die Bagger auffuhren, und 
da hatte die Besetzung des Bauplatzes für das geplante 
Atomkraftwerk natürlich Vorrang. 

1. Stufe: Organisieren - Informieren - ·Mobilisieren 

Eine Aktion des zivilen Ungehorsams sollte nicht leicht­
fertig begonnen werden. Am Beginn einer Kampagne zur 
Stromgeldverweigerung müssen sich die Initiatoren volle 
Klarheit darüber verschaffen, welche Minimalforderungen 
sie durchsetzen wollen, und ob sie entschlossen und ri­
sikoberei t genug sind, die Konsequenzen, die auf sie 
selbst und andere Teilnehmer der Aktion zukommen können, 
zu tragen. · 

In der ersten Phase der Kampagne sind die inhaltlichen 
und organisatorischen Voraussetzungen zu schaffen. Als 
Träger der Kampagne können entweder schon bestehende 
Bürgerinitiativen oder eigens zu diesem Zweck neugegrün­
dete Aktionsgruppen fungieren. Für jedes Gebiet eines 

·Energieversorgungsunternehmens empfiehlt sich die Koor-
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dination aller an der Kampagne arbeitenden'Gruppen 
durch eine Koordinationsstelle. 

Erste Aufgabe der Gruppen, die eine Kampagne zur Strom­
geldverweigerung durchführen wollen, wäre es, ihre For­
derungen zu formu;J..ieren, genaue und zuverlässige Infor­
mationen über die Geschäftsbedingungen des E-Werkes 
einzuholen, die juristischen Aspekte zu klären und für 
die Möglichkeit einer Re~htshilfe zu sorgen. Dazu ge~ 
hört auch die Einrichtung und Verwaltung eines Treu­
handkontos, auf das das einbehaltene Geld eingezahlt 
werden soll. Dieses Konto muß vor dem Zugriff der Ju­
stizbehörden sicher sein, entsprechende Möglichkeiten 
müßten ßrforscht werden. 

Wenn über diese Fragen Klarheit herrscht, kann damit 
begonnen werden, die Aktionsidee der Öffentlichkeit 
bekannt zu machen, Interessenten anzusprechen und 

Im Schnecke11tn11po, aber unver­
mridbar: Der (ifobris wird wr 
Miillto1111e. a.u1 .~ PAllDo!J 

möglichst viele Haushalte zu 
einer Teilnahme zu bewegen. Da­
bei sollten die möglichen Folgen 
nicht verharmlost, sondern offen 
dargelegt werden. Wer sich am zi­
vilen Ungehorsam beteiligen will, 
muß die Risiken kennen, aber er 
sollte auch wissen, daß die Risi­
ken um so geringer werden, je 
mehr Menschen in der selben Sache 
Widerstand leisten. Um dem Ein­
zelnen eine Sicherheit zu geben, 
daß er nicht alleine dasteht, und 
um vor dem eigentlichen Beginn 

der Aktion zu einer realistischen Einschätzung der ei­
genen Stärke zu kommen, könnte vereinbart werden, daß 
die Stromgeldverweigerung erst dann tatsächlich durch­
geführt wird, wenn sich eine dann festzulegende Mindest­
zahl von Haushalten zur Teilnahme an der Aktion ver­
pflichtet hat. Man kann die Mindestzahl für einen brt, 
eine Region oder ein Versorgungsgebiet auf 5o, 100, 
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500 oder 1000 festlegen. Eine Bereitschaftserklärung 
für die Teilnahme an der Aktion kö.nnte etwa so lauten:. 

"Hiermit erkläre ich mich bereit, an der Strom­
geldverweigerung teilzunehmen und 10% meines 
Stromgeldes auf das Treuhandkonto ••• einzuzah­
len. Meine Unterschrift wird aber er.st dann gül­
tig, wenn sich mindestens ••• weitere Haushalte 
ebenfalls zur Teilnahme verpflichtet haben." 
(Name, Adresse, Datum, Unterschrift) 

Zu beachten ist, daß pro Haushalt nur eine Bereit­
schaftserklärung abgegeben werden kann, und zwar von 
der Person, auf deren Name der Stromzähler zugelassen 
ist. Außerdem sollte darauf hingewiesen werden, daß 
die Unterzeichnung der Bereitschaftserklärung allein 
völlig risikolos ist, d.h. noch keine illegale bzw. 
strafb~re Handlung darstellt. Wer sich aber dennoch 
nicht zur Unterschrift entschließen kann, hat andere 
Möglichkeiten, sich solidarisch zu zeigen, etwa durch 
Spenden, ·werben, Unterstützung der Teilnehmer und an­
deres. 

Die Unterschriftensammlungen lassen sich öffentlich­
kei tswirksam "in Szene" setzen und können von direkten 
Aktionen begleitet werden. Die - hoffentlich - steigen­
den Unterschriftszahlen können der Presse laufend be­
kanntgegeben werden (nach Art eines "Widerstandsbaro-

- meters"); vor den Geschäftsstellen der E-Werke können 
Informationsstände errichtet und Flugblätter verteilt 
werden; klei_ne oder große Gruppen von ~tomenergiegeg­
nern können ihrem E-Werk geschlossen einen Besuch ab­
statten und dem Direktor mitteilen, daß sie ihm die 
Abbuchungsermächtigung kündigen, während unten auf der 
Straße Bereitschaftserklärungen gesammelt werden. Vieles 
andere ist denkbar, und dem Einfallsreichtum der Gruppen 
sind keine Grenzen gesetzt. 

Parallel dazu können Stromverbraucher (hier vor allem 
Privathaushalte) aufgefordert werden, sparsam mit elek-
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trischer Energie umzugehen, stromintensive Pfodukte 
(überflüssige Elektrogeräte, Aluminium usw.) beim Ein­
kauf zu meiden; eine Aluminiumsammelaktion zur Wieder­
verwendung kann organisiert werden. 

2. Stufe: "Verweigerung-in-Si.eh t-Gespräch" 

Sobald die festgesetzte Mindestzahl von unterschriebe­
nen Bereitschaftserklärungen vorliegt, wird die zweite 
Phase eingeleitet: Vertreter der Aktionsteilnehmer 
suchen die Direktoren ihres E-Werks zu einem Gespräch 
auf um ihnen noch einmal die Forderungen der Kampagne ' . . zu erläutern, die Gründe für die Stromgeldverweigerung 
darzulegen, auf die dem Be.trieb entstehenden Unannehm­
lichkeiten durch die Verweigerung und die damit ver­
bundenen Aktionen hinzuweisen und eine Erfüllung der 
Forderungen zu verlangen. In diesem Gespräch geht es 
also nicht darum, mit dem E-Werk zu feilschen, sondern 
die Gegebenheiten ~ollen noch einmal in allen Konse­
quenzen dargelegt werden, und die E-Werke sollen die 
Möglichkeit haben, ihre Entscheidung für di.e Atomen­
ergie noch einmal zu überdenken, bevor die Kampagne 
richtig beginnt. 

·3. Stufe: Vollversammlung und Verweigerungsbeschluß 

Wenn die Reaktion des E-Werkes vorliegt, wird eine Voll­
vers~mmlung aller Aktionsteilnehmer einberufen, auf der 
jeder Haushalt eine Stimme hat. Die Vollversammlung be­
schließt, ob und; wenn ja, ab wann und wielange das 
Stromgeld verweigert werden soll. Es ist möglich, die 
Aktion zeitlich begrenzt oder unbegrenzt durchzuführen. 
In der Zwischenzeit können weitere Bereitschaftserklärun­
gen gesammelt werden. Auch im weiteren Verlauf der Kam­
pagne sollten die Aktionsteilnehmer in Vollversammlungen 
über Strategie und Abschluß der Aktion beschließen. 



Kontaktadressen (Diese Liste kann herausgetrennt werden) 

Die hier aufgefUhrten Gruppen und Personen sind dabei oder daran interessiert, · die 
Stromgeldverweigerung zu organisieren. Die Arbeit befindet sich allerdi~gs in jeweils 
unterschiedlichen Stadien. Kontaktaufnahme und Erfahrungsaustausch - z. B. gegen­
seitiges Zuschicken von Flugblättern und anderem Material - sind erwUnscht. 

* BUrgerinitiative Kraftwerk Oberhavel/Ruhlebener Wiesen Verein, 
Veronika de Saram, ZweibrUcker Straß~ 2b, 1000 Berlin 2o, Tel.: 030/3713725 

* Jörn Böhme, Arndtstraße 39, 1000 Berlin 61, 030/6938523 

*Initiative Kirchlicher Mitarbeiter und Gewaltfreie Aktion 
Wolfgang Hertle·, Großer Schippsee 28, 2100 Hamburg 9o, Te.: 040/777957 

* Rosemarie Egge, Groß Wisch Sa, 2211 Wewelsflel·h 

* Gewaltfreie Aktion Kielr Udo Peschken, Richthofenstr. 16 (NebP.nhaus), 23 Kiel 16 

*Martin. Schmidt, Boiestraße 1 o II 1, 2300 Kiel , 

* Fried'ri,ch Bode, Am Herzogenkamp 22, 2800 Bremen 33, Tel.: 0421/ 2361 SÜ 

* Uwe Voigt, Mecklenburger Straße 1 o 2800 Bremen 

*Hans-Ludwig Schröder, Pfarrstraßel, 28ol Achim 
~.._ .... .,,.' .....;..............__.,;;..,,,....,.._~„ ~I \o ...... ~~~•' • ...._.~~ • ..:....__._..-. . .........,,__.--~ 

* Gus Skierlo, Haarenstr~ße 53, 29~o Oldenburg, Tel: 0441/ 1 (>8'0L i •• -~ -. . . . . 
*Ökokontor, ' Hennigesstraße 12, 3000 Hannover ·91; TeJ~ '= 051 l'/45813'81 · ; 

* Burkhard Kohl, Stolzestraße 47, 3000 Hannover 1 

* H. L. Möhle, Kleine Kreuzstraße 4, 3300 Braunschweig 

* AK Gewaltloser Widerstand im Tel. 79- 17 35 (Ulrike Padel) 

Göttinger AK gegen Atomanlagen, Postfach 45, 34 Göttingen Tel. 420 74 (Wolli Schleuder, Rotestr . 3) 

*Jochen Wulfhorst, Emmerichstraße 2o, 3500 Kassel, Tel.: 0561/77425 - 71331 

/ 

*Volker van den Boom, Kölner Straße 28, 4000 Dusseldorf 

* Rainer Praetorius, Jussenhovener Straße 1 o, 4o47 Dormagen 

* AKW-Nee-Gruppe, Renate Zeihe, Brassertstraße 27, 43 Essen, Tel.: 0201/787118 

* Peter Kat~ung, Schre inertraße 2o, 4330 Muhlheim 

* Jochen Thiel, Adolfstraße 63, 4330 Muh.lheim, Tel.: 0208/360241 

* Dieter Rötgers, Eschenweg 6, 4401 Altenberge 

* Gewaltfreie Aktion Umweltschuti 
Theo ,Hengespach, Große HeimJstraße 66, 4600 Dortmund 1, Tel.: 0231/104694 b. w • 
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8. Mögliche Konsequenzen und wie man ihnen 

vielleicht begegnen kann 

Die Stromgeldverweigerung ist eine Aktion zivilen 
Ungehorsams. Das bedeutet sie schließt eine bewußte 
und öffentliche Übertretung von Bestimmungen mit ein, 
die nach intensiver Prüfung als ungerecht erkannt 
worden sind. Es ist ein Unrecht, wenn Menschen, die 
sich aus Gewissensgründen gegen die Nutzung der Atom­
energie wehren, ohne ihre Einwilligung zur Mitfinan­
zierung eben dieser Atomenergie gezwungen werden. Die 
Konsequenzen zivilen Ungehorsams müssen getragen wer­
den, dies ist Bestandteil des zivilen Ungehor~ams. 
Fur die Stromgeldverweigerung ist es daher von Be­
deutung, sich mit ihren juristischen Aspekten aus­
einanderzusetzen. Wir wollen auch einige Überlegun­
gen anstellen, was getan werden kann, wenn die E­
Werke als Reaktion auf die Stromgeldverweigerung zu 
ihrem wohl am meisten gefürchteten Gegenmi tte.l, dem 
Absperren der Stromzufuhr, greifen. 

© Sawyer Press, L. A 

a) Juristische Aspekte 
~ 

Zcidmung. Ron Cobb 

Eine allgemeingültige Untersuchung über mögliche ju­
ristische Konsequenzen der Stromgeldverweigerung an-
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zustellen, ist schwer möglich. Manches ist abhängig 
von den Geschaftsbedingungen der einzelnen E-Werke 
und Versorgungsunternehmen. Bei noch offenbleibenden 
Fragen müssen sich die örtlichen und regionalen Ak­
tionsgruppen mit einem Rechtsanwalt beraten. Eine 
ständige Zusammenarbeit mit einem Anwalt ist ohnehin 
zu empfehlen. 

o Zur Strafbarkeit 
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Die Anwendung d s § 248 c StGB (Entziehung elektri­
scher Energie) setzt voraus, daß der Strom auf eine 
technisch unzulässige Art und Weise (z.B. Abzapfen des 
Stroms vor dem Zähler) entzogen wird. Das ist hier 
nicht der Fall. 

Der § 263 StGB (Betrug) ist bedeutsam unter dem Ge 
.s ichtspunkt des 11Eingehungsbetruges11 • Die Eingehung 
j eder vertraglichen Verpflichtung enthält - wenn 
s ich aus den Umständen nichts anderes ergibt - die 
s tillschweigende Erklärung des Stromabnehmers, daß 
er zur Vertragserfüllung, d.h. zur ordnungsgemaßen 
Zahlung, willens und bei Falligkeit auch in der Lage 
ist. Dieser Paragraph könnte in den Fällen zur Anwen­
dung kommen, in de n d0 r Stromabnehmer schon bei Yer 
tragsabschluß mit dem eweiligen E-Werk die Stromgeld­
verweigerung geplant hat. Eine nachträgliche Entschei­
dung ist aber Keine Täuschung mehr. Betrug setzt wei­
t r einen Vermogensschaden vcraus . Es werden aber 9o % 
gezahlt und unter bestimmten ~ . dingungen soll wieder 
a les ge "ahl - werden. Liegt "Notcgung" vor? 

Die Anwendung des § 240 StGB (Nötigung) setzt die 
"Drohung mit einem empf1ndlichden Übel" voraus. Das 
beinhaltet, daß die Drohung geeignet ist, einen be­
sonnenen Menschen zu dem damit erstrebten Verhalten 
zu zwingen. Dies wird bei der Stromgeldvert,,reigerung 
nicht zutreffen, da das E-Werk auf Nicht-Zahl ung 
"normal", d.h. schuldrechtlich, reagieren kann. 
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Fazit: Die Strafbarkeit wird wohl kaum von den E-Werken 
erfolgreich als Mittel gegen die Stromgeldverweigerung 
einzusetzen sein. 

o Zur Zahlungsverpflichtung/Schadenersatz 

Der Stromabnehmer schließt mit dem E-Werk einen Strom­
Bezugsvertrag ab, ··der juristisch als "Dauerschuldver­
hältnis bezeichnet wird. Darin verpflichtet sich das 
E-Werk zur Bereitstellung und Lieferung von Elektrizi­
tät und der .Abnehmer zur festgele gten Bezahlung. Das 
E-Werk hat hierbei faktisch eine Monopolstellung, wo­
raus sich ergibt, daß es zum Abschluß eines Stromlie­
ferungsvertrages grundsätzlich gezwungen ist (Kontra­
hierungszwang) bzw. daß es nicht so einfach die Strom­
lieferung aufkündigen kann. Dem E-Werk stehen bei der 
Stromgeldverweigerung zwei Handlungsweisen offen. 

Die erste Möglichkeit ist die normale Aufkündigung. 
Das E-Werk kann sich so verhalten, als läge nichts 
Außergewöhnliches wie die Stromgeldverweigerung vor. 
Dann regelt sich das Schuldverhältnis über die ge­
wöhnlichen Folgen einer Leistungsstörung, nämlich 
Nicht-(ausreichende) Bezahlung der Stromrechnung. 

Grundsätzlich hat die Bezahlung/Erfüliung zur rechten 
Zeit (Fälligkeit), am rechten Ort (z.B. zuständige 
Bankverbindung) und auf rechte Art und Weise (ohne 
Bedingungen) zu erfolgen. Die beabsichtigte Hinter­
legung des einbehaltenen Geldes auf ein Treuhandkonto 
hat nicht die Wirkung einer Erfüllung des Schuldver­
hältnisses mit dem E-Werk (vgl. § 378 BGB, der das 
bei ordnungsgemäßer Hinterlegung vorsieht), da die 
Voraussetzungen einer ordnungsgemäßen Hinterlegung 
(§ 372 BGB) fehlen~ Demnach erfolgt - trotz der Hin­
terlegung - keine ausreichende Bezahlung/Erfüllung 
der Stromrechnung. Kommt dann eine Mahnung vom E-Werk, 
ohne daß bezahlt wird, so befindet sich der Abnehmer 
im Verzuge .(§ 284 BGB). Er muß nun dem E-Werk den aus 
dem Verzug erwachsenden Schaden ersetzen (§ 286 BGB; 
z .B. wenn ein Rechtsanwalt für das E-Werk die Sache 
weiter betreibt) und Verzugszinsen zahlen (§ 288 BGB). 
Das E-Werk kann bei Fortdauer (Wiederholung) die Lö­
sung des Dauerschuldverhältnisses betreiben (Kündigung). 
Da es sich aber bei der Stromgeldverweigerung jeweils 
nur um einen geringen Teil der Gesamtsumme handelt, 
laufen die Kündigungsstatiohen nicht schematisch wie 
üblich ab (nach Verzug von einem oder zwei Monatsbei­
trägen), · lassen sich aber letztlich doch durchsetzen. 

Der Abnehmer wird seine nächste Rechnung wiederum nur 
bedingt begleichen. Unterläßt er die ausdrückliche Be­
stimmung, welche Schuld getilgt werden so11, dann greift 
die gesetzliche Tilgung gemäß § 366 BGB ein: es wird 
die ältere Schuld zuerst getilgt. Hierbei erfolgt vorab 
noch eine Anrechnung auf die bisher entstandenen Zin­
sen und Kosten (§ 367 BGB). Nach diesem Mechanismus 
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ist klar, daß der Abnehmer irgendwann mit einem Mo­
natsbetrag im Rückstand ist, und zwar wegen der An­
rechnung der angefallenen Zinsen und Kosten schneller 
als bei alleiniger Summierung der einbehaltenen Teil­
beträge. Die schematische vertragsgemäße Kündigung 
(Stromsperrung) kann dann einsetzen. Trifft der Ab­
nehmer aber jeweils die Bestimmung, welche Schuld 
von seiner Zahlung zu tilgen sei, dann summieren sich 
trotzdem die vielen Einzelbeträge bis zu einer Höhe, 
bei der wiederum die Kündigung schematisch ablaufen 
kann. Gegen die dann erfolgende Stromsperrung wird 
juristisch nichts zu unternehmen sein. 

Zum anderen kann sich das E-Werk darauf berufen , daß 
es sich bei der Stromgeldverweigerung um eine organi­
sierte Aktion handelt. Daraus kann eine schuldhafte 
Pflichtverletzung der sich aus dem Stromlieferungs­
vertrag ergebenden Pflichten durch den Abnehmer gel-
tend gemacht werden. Es besteht dann die Möglichkeit 
der fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund. Dage-
gen kann man sich erst einmal mit - vorübergehender -
Aussicht auf Erfolg wehren. Reagiert das E-Werk -sogleich 
ohne Abwarten der oben auf gezeigten "normalen" Leistungs­
störung mit Sperrung des 2tromanschlusses, kann man 
beim örtlichen Amtsgericht einen Antrag auf eine 
einstweilige Verfügung (§§ 935 ,940 ZPO) i m Hinblick 
auf die Weiterbelieferung mit Strom stellen. Zur Be­
gründung kann man auf die Schwieri gkeiten der Umstel­
lung (z.B.Kranke , Kinder, Säuglinge werden betroffen) 
und auf die Unverhältnismäßigkeit der Mittel (nur 1o % 
der Rechnung bleiben unbezahlt, es besteht grundsätz­
lich Zahlungsbereitschaft, wie die Hinterlegung des 

nicht:--bezahlten Geldes beweist) hinweisen. Der dann 
möglicherweise vom E-Werk eingeleitete Prozeß auf 
Feststellung der Beendigung des Stromlieferungsver­
t rages durch berechtigte außerordentliche Kündigung 
hätte wohl ganz erhebliche politische Brisanz. 

Die bisherigen Erfahrungen-aus Hamburg, wo mehrere · 
Hundert Haushalte 1o % des Stromgeldes verweigern, 
ze igen dann auch, daß di ~ Elektrizitätsgesellschaft 
wenigstens bisher noch nicht von der letztgenannten 
Möglichkeit Gebrauch ~u machen gedenkt. 

o Eintreibung der ausstehenden Beträge 

Gleichgültig, ob ordentlich oder außerordentlich ge­
kündigt wird - das E-Werk will das Geld haben. Dazu 
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wird das E-.Werk den prozessualen Weg des Mahnverfahrens 
(§§ 688 ff ZPO) beschreiten, d.h. es wird zunächst ei­
nen Zahlungsbefehl schicken. Wird nicht rechtzeitig 
widersprochen (die Frist ist genannt), wird der Zahlungs­
be fehl für vollstreckbar erklärt (Vollstreckungsbefehl). 
Hiergegen ist noch innerhalb der Frist von einer Woche 
(§§ 339, 508 Abs. 2 ZPO) der Einspruch zulässig. Bei 
Widerspruch oder Einspruch geht das Mahnve,rfahren in 
ein ordentliches Verfahren mit mündlicher Verhandlung 
( u~d höheren Kosten) über. Man kann versuchen, sich 
damit zu verteidigen, daß der Stromverbrauc_her keine 
andere Möglichkeit hat, sich gegen die Abnahme von. 
At omenergie zu wehren, da die E-Werke Monopolunter­
nehmen sind und ein Ausweichen des Verbrauchers auf 
ein anderes Unternehmen, das .den Strom auf eine Weise . 
erzeugt, die der Verbraucher verantworten kann, daher 
nicht möglich ist. Zu erwarten ist jedoch, daß die 
Eintreibung des nicht gezahlten Geldes, unbe~influßt' 
von der politischen Argumentat ion und der Öffentlich­
keitsarbeit der Stromgeldverweigerer, weiterbetrieben 
wird ,_ so daß man sich auf die Dauer mit dem Gedanken 
vertraut machen sollte, daß der Gerichtsvollzieher 
pf änden wird, . wenn man das Geld beharrlich nicht be-
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zahlt. Insgesamt 
würden gepfändet 
der einbehaltene 
Betrag der Strom­
rechnung sowie Be­
träge für den Ver­
zugsschaden, die 
Verzugszinsen, das 
Mahnverfahren bzw. 
den Prozeß und die 
Vollstreckung. 

Wenn ein Teilnehmer an diesem Punkt die Aktion für sich 
abbrechen möchte, muß er sich zur vollen Zahlung bereit 
erklären. Er könnte die Aktion nicht wieder beginnen 
(s. Eingehungsbetrug). Die Stromsperrung würde dann 
wieder aufgehoben (Kontrahierungszwang). 

Zusammenfassend kann man sagen, daß die Stromgeldver­
weigerung recht kostenintensiv ist. Dies ist natürlich 
bei fast allen Arten politischen Engagements und vor 
allem bei den verschiedenen Widerstandsformen gegen 
übermächtige Fehlentwicklungen der Fall. Jedoch muß 
man sich bei der Kostenfrage vor Augen halten, daß 
die Stromgeldverweigerung nicht nur eine individuelle 
Aktion sein soll, sondern daß diese Art des Widerstan­
des von einer größeren Zahl vob Menschen praktiziert 
werden muß, so daß der einzelne Teilnehmer auch in fi­
nanzieller Hinsicht nicht allein gelassen wird. Die 
Einrichtung eines Rechtshilfekontos soll allen Aktions­
gruppen nahegelgt werden. Beispiele aus der Vergangen­
heit, auch aus der Bewegung gegen die Atomenergie, ha­
ben gezeigt, welch enorme Summen zusammenkommen können, 
wenn es gelingt, die Gründe für eine Aktion des zivilen 
Ungehorsams einer breiten Öffentlichkeit überzeugend 
darzustellen. 

b) Mögliche Maßnahmen .im Fall von Stromsperrungen 

Ob die E-Werke wirklich zu dem Mittel der Stromabsper­
rung greifen werden, hängt sicher von der politischen 
Bedeutung der Kampagne ab. Gegebenenfalls könnte sich 

eine solche Maßnahme durchaus auch gegen den Urheber, 
also gegen das E-Werk, auswirken. Dies wäre z.B. zu 
erwarten, wenn sich in einem Ort eine sehr große Zahl 
von Haushalten an der Aktion beteiligt, oder wenn so­
gar Kirchengemeinden, Krankenhäuser, Kindergärten oder 
andere öffentliche'Einrichtungen einen Teil ihres Strom~ 
geldes verweigern. Doch sollte man auch überlegen, was 
man im Fall von Stromabsperrungen tun kann, da dieses 
Druckmittel möglicherweise von den E-Werken gezielt 
gegen einzelne Aktionsteilnehmer eingesetzt wird, um 
e-inen Abschreckungseffekt zu erzielen. 

Probleme treten bei einer Stromsperrung vor allem auf 
bezüglich des Kochens, der Warmwasserbereitung und des 
Betriebes bestimmter elektrischer Geräte wie etwa des 
Kühlschrankes. Weniger bedeutsam sind elektrische Ge­
räte, auf die zu verzichten keine großen Probleme mit 
sich bringt. Zu diesen gehören Fernsehapparate, elek­
trische Zahnbürsten, Brotschneidemaschinen, Wäsche­
trockner und ähnliches. Die Haushalte, die sich nicht 
durch die Anschaffung aller möglichen sinnigen und un­
sinnigen Geräte ihrem E-Werk ausgeliefert haben, wer­
den auf jeden Fall mit den Schwierigkeiten einer Strom­
sperrung leichter fertig werden. 

Ein Teil der Geräte, ~ie vom Ausfall des elektrischen 
Stroms betroffen würden, lassen sich mit Hilfe von 
Batterien weiterbetreiben. Dazu gehören etwa Koffer­
radios. Andere wiederum sind ersetzbar, so kann man 
z.B. statt auf einem elektrischen Herd mit Kohle oder 
Gas kochen. Haushalte, die noch entsprechende Herde 
in Betrieb haben, stoßen hier auf keine Probleme. Für 
das Heizen gilt dasselbe. Es wäre auch denkbar, daß 
man .das Kochen und die Warmwasserbereitung mit Camping­
kochern erledigt, die man sich - wenn man sie nicht 
ohnehin für den Urlaub bereits besitzt - bei entsprech­
enden Vereinen ausleihen kann. Wenn sich verschiedene 
Haushalte in einem Haus, einer Straße oder einem Block 
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zusammentun, ist auch dies einfacher zu regeln, als 
wenn jeder Haushalt alleine für sich arbeitet. 

Mit Nachbarschaftshilf.e ist noch mehr zu erreichen. 
Man kann sich etwa aus einer Nachbarwohnung oder dem 
Nachbarhaus eine behelfsmäßige Stromleitung legen, um 
den Betrieb notwendiger Geräte, z.B. eines Kühlschran­
kes zu sichern. Man braucht dazu nicht mehr als ein 
genügend langes und starkes Verlängerungskabel . Auch 
das Wäschewaschen, Duschen und Baden kann man mit Hilfe 
der Nachbar n regeln. Hier bestünde dann eine Möglich­
keit für Leute, die sich an der Stromgeldverweigerung 
direkt nicht beteiligen können , diese Aktion dennoch 
zu unterstützen . Eine Gruppe von Aktionsteilnehmern 
kann auch einen gemeinsamen Waschtag pro Woche arran­
gi er en , was auch die Kommunikation und Zusammenarbeit 
untereinander verbessern würde. Man sollte weiterhin 
von der Möglichkeit der Benutzung öffentlich zugäI}g­
licher Waschautomaten und ähnlicher Einrichtungen Ge­
baruch machen . Hierbei käme man in Kontakt mit weiteren 
potentiellen Aktionsteilnehmern. 

Einen besonderen Schritt nach vorn in der Energiepoli­
tik würde es bedeuten, wenri man di e Stromgeldverwei­
gerung zum Anlaß nähme, eine ~ezentralisierte Energie­
versorgung beispielhaft zu verwirklichen. Hierbei ist 
zu denken an Windräder, Sonnenenergieanlagen, Wärme ­
pumpen und ähnliches. Vor allem Sonnenkollektoren sind 
heute schon zu günstig zu haben, daß sie sich schon 
nach wenigen Jahren amortis iert , d.h. aus gezahlt haben. 
Es gibt eine umfangreiche Literatur zur Nutzung dieser 
sogenannten alternativen Energiequelle, aus der hier 
einige Titel beispielhaft angeführt werden sollen: 

o Eine ganz ausgezeichnete Einführung in die Nutzung der 
Sonnenenergie gibt das Heft "Die Sonne",

1
Nr. 5/77 in 

der Panda-Reihe des World Wildlife Found (zu bestellen 
beim WWF-Sekretariat der Schweiz, Postfach, CH- 8037 
Zürich, Förrlibuckstr. 66) 
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o Literatur für "Anfänger": P.R.Sabady, Haus und 
Sonnenkraft, Zürich 1975, Fr. 39,70; P.R.Sabady, Wie 
kann ich mit Sonnenenergie heizen? Ein _praktischer 
Ratgeber für Bauherr ~nd Handwerker, Zürich 1976, 
Fr. 29,80. 
o Und für "Fortgeschrittene'': K.Daniels, Sonnenenergie, 
Karlsruhe 1975, ca. DM 49,-; Prof.J.A.Duffie/Prof. W.A. 
Beckmann , Sonnenenergie: Thermische Prozesse, München 
1976, DM 88 ,-; Informationswerk Sonnenenergie, Bd. 1-4 
(Hausheizung, Warmwasserbereitung, Kühlung, Stromge­
winnung), Mün_chen 1977, je Bd. ca. DM- 40,- . 
o Informationen über Sonnenenergie außerdem bei der 
Deutschen Gesellschaft für Sonnenenergie, Postfach 1208, 
8032 · Gräfelring, Tel. 089/8542175 . 
o Informationen auc-h über andere alternative Energi e ...; 
quellen geben PROKOL, c/o W.Martin, Waldstr . 17, 1000 
Berlin 21; KATALYSE-Technikergruppe, Karl-Barth-:-Haus, 
Wittenbergstr. 14-16, 4300 Essen 1, Tel. 0201/233287; 

- Aktion Dezentrale En­

l<NIPST €U6R LICHT 
_ AN-l>Eft SONN€ AN! 

ergietechnik, Gott­
fried Rössle, Uhlandstr. 
12, 7141 Steinheim, Tel. 
07144/29535. 
o Wichtige Literat-i+r: 
Th.Rotarius, Dauerhafte 
Energiequellen, ca. 100 
S., DM 3,- (zu beziehen 
vom Verfasser, Ritter­
str. 3, 3550 Marburg) 
und die im Literatur­
verzeichnis aufgeführ­
ten Alternativkataloge 
1,2 und 3 und -der Kata-

.log "Umdenken - Umschwen­
ke:µ" der Arbeitsgemein­
schaft Umwelt beider 
Züricher Hochschulen. 
Der Umsetzung unserer 
Ideen in die Tat steht 
nichts im Wege. 
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9. Erfahrungen aus ähnlichen Kampagnen 

Die in dieser Broschüre vorgestellte Stromgeldver­
weigerung ist als Aktionsform nicht neu . Ähnliche 
Aktionen gab und gibt es auch auf anderen Gebieten 
und in anderen Ländern. Einige davon sollen hier vor­
gestellt werden. 

a) Verweigerung der Kalkar-Steuer in Holland 

Die beiden ersten holländischen Atomkraftwerke konnten 
gebaut w:e-rden, ohne daß es zu größeren Protesten in 
der Bevölkerung kam. -Die Protestbewegung ver gr ößerte 
sich jedoch rasch, als bekannt wurde, daß sich Holland 
zu 15 % am Bau des 11 Schnell~n Brüters11 ·in Kalkar/BRD 
am Niederrhein beteiligte. We itere Beteiligt e an die­
sem gefährlichsten Typ eines Atomkraftwerks sind Bel­
gien mit ebenfalls 15 % und die Bundesrepublik Deutsch­
land mi t 7o %. 

Zur Finanzierung der 15°/oigen holländischen Beteiligung 
- belegte die Regierung die Elektrizitätsunternehmen mit 
der sogenannten Kalkar-Steuer, die 3 % ihres Umsatzes 
betrug. Man erlaubte den E-Werken, diese Steuer auf die 
Stromrechnungen umzulegen. 

Die STROMGROEP STOP KALKAR (heute STROMGROEP STOP KERN­
ENERGIE/KALKAR) entwickelte höchste Aktivität. Sie wollte 
möglichst viele Stromverbraucher zur Verweigerung dieser 
Steuer bewegen und ihnen gegebenenfalls Rechtshilfe lei­
sten. Die Arbeit der Gruppe war so gut, daß -z.B. der 
Bürgermeister von Amsterdam beschloß, daß angesichts 
der großen Proteste der Bevölkerung die Steuer nicht 
von den Verbrauchern, sondern voh der Gemeinde Amster­
dam bezahlt werden sollte. 

Etwa4oo - 500 Haushalte verweigerten_ die Kalkar-Steuer 
und zahlten das Geld stattdessen auf ein Alternativkon­
to ein, das die STROMGROEP STOP KALKAR eingerichtet 

-hatte. 
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Abhilfe! 

In etwa 2o - 30 Fällen sperrten die E-Werke den Haus­
halten die Stromzufuhr. In anderen Städten wurden die 
Verweigerer vor Gericht geladen . Der Prozeß in Eind­
hoven z.B. dauerte eine dreiviertel Jahr, doch kam es 
bicht zur mündlichen Verhandlung, weil das Wirtschafts­
ministerium im Dezember 1974 - etwa 1 1/2 Jahre nach der 
Einführung der Steuer - einen Fond für " We iche Energien"_ 
(Wind , Sonne usw.) eröffnete , in den diejenigen, die . 
die K~lkar-Steuer aus Gewissensgründen verweigerten, 
ihr Geld einzahlen konnten. Daher - und weil- es zu 
sehr energischen Protesten von Seiten der Öffentlich~ 
keit , einiger Medien und Parlamentsabgeordneter ge­
kommen war - wurde den Haushalten, denen die Stromzu­
fuhr gesperrt worden war, diese wieder geöffnet . Der 
Fond für "Weiche Energien" wurde kritisiert, weil e~ _ 

nur Einzelnen, nicht aber Gemeinden, Universitäten 
oder Wohnheimen zugänglich war. Außerdem - sei lautete 
ein weiterer Kritikpunkt - sei nicht sichergestellt 
gewesen, daß dadurch die Beteiligung am "Schnelleri _ · 
Brüter" geringer i;:i;eworden sei. Seit dem 1.1.1977 gibt 
es die Kalkar-Steuer in Holland nicht mehr. 



b) Der Kampf gegen die Erhöhung von Fahr- und 
Strompreisen in Italien 

Außerhalb der Gewaltfreien Aktionsgruppen und Bewe­
gungen wie Partito Radicale, Movimento Cristiano 
per la Pace, Lega degli obiettori, · Versöhnungsbund 
und den praktischen Experimenten in Sizilien (Danilo 
Dolci) kam es in Italien in den letzten Jahren zu ge­
waltlosen Kampagnen auf relativer Massenbasis , die 
sich selbst unter der Bezeichnung "Ziviler Ungehor­
sam" zusammenfaßten. Sie sind dadurch gekennze ich­
net, daß im außerparlamentarischen Bereich vor allem 

·Arbeiter zu direkten gewaltlosen Aktionen gri ffen, 
um auch außerhalb des Produktionsbere ichs durch V,er­
braucherstreiks diejenigen Forderungen durchzusetzen, 
die sie durch Streiks alleine nicht durchsetzen konnten. 
Solche Aktionen gab es bereits seit den 6oer Jahren, 
doch erst 1974 kam es zu nennenswerten Bewegungen des 
zivilen Ungehorsams. 

2 

In Turin kam es im August 1974 zur eigenhändigen Kür­
zung von Fahrpreisen. Der Anlaß war eine 3o%ige Fahr­
preiserhöhung für öffentliche Verkehrsmittel, die be.:. 
schlossen worden war, ohne daß die Gewerkschaften, die 
seit zwei ffahren erfolglos mit den Transportgesell­
schaften verhandelt hatte, davon unterrichtet gewesen 
wären. 

Der Vorschlag, auf die Fahrpreiserhöhung mit einer 
eigenhändigen Kürzung zu antworten, kam von der 
linkssozialistischen Gewerkschaft C.I.S.L. und wur-
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de vom 19.8.1974 an auspro~iert. Die Gewerkschaften 
druckten selbst Fahrscheine und verkauften sie zum 
alten Preis. Der Erlös ging an das Transportunterneh­
men. Innerhalb kurzer Zeit funktionierte. die Aktion 
in allen Vororten von Turin. Darauf zogen die Trans­
portgeGellschaften die Busse aus dem Verkehr. Auf den 
Druck der Gewerkschaften hin, die auf der Aufrechter­
haltung der öffentlichen Transporte bestanden, griffen 
die Behörden ein, und die Busse mußten wieder einge­
setzt werden . Darauf weitete sich die Bewegung auf 
die Turiner· Innenstadt aus. Die Gewerkschaft en er­
klärten, daß die Aktion sola!J.ge weiterginge, bis die 
Verhandlungen zu einem Ergebnis gekommen seien. 

In den nach drei Wochen begonnenen Verhandlungen mit 
den Transportgesellschaften und der Regionalregierung, 
die die Erhöhung gebilligt hatte, wurde am 10.9.1974 
ein Kompromiß erzieJ_t: die Fahrpreiserhöhung wurde 
von 30 auf 2o % verringert. Obwohl die Aktion nur in 
Turin durchgeführt worden war, galt der Erfolg dennoch 



für die gesamte Region Lombardei. Er ist sicher auf 
die gewiilil-te Taktik zurückzuführen. Da alle Fahrgäste 
"ungehorsam" waren, wurden Gegenmaßnahmen schwierig, 
wenn nicht unmöglich. Nachdem die Kampagne erst nur 
von der C.I.S.L. getragen worden war, hatten sich ihr 
später auch die anderen Gewerkschaften C.G.I.L. und 
U.I.L. angeschlossen. 

4 

OANN K.Otif-fr 
~/NE Ö/..l<RISE. (INC> 

PIS FW~ZEIX(E 
BLEt6EN AVF ~ 
SrAR.rt3Ali/J 
:m.Jtt:N, 

Der Erfolg mit di.eser Aktion ermutigt,e die Basisgrup­
pen in Betrieben und Stadtteilen, wieder zum gleichen 
Mittel zu greifen, als am 20 . 9 .1 974 die Strompreise 
um 7o % erhöht wurden. Wieder kam die Initiative von 
der Gewerkschaftsbasis. In der C.I.S.L. organisierte 
Arbeiter und Angestellte der staatlichen Elektrizitäts­
gesellschaft E.N.E.L. hatten frühzeitig eine Dokumen­
tation vorbereitet, in der sie anhand von Berechnungen 
nachwiesen,daß die Erhöhung vor allem vom Kleinver­
braucher getragen werden würde. Zwischen dem 1o. und 
20.9.1974, also bereits vor der Erhöhung, versammelten 
sich die Arbeiter in den Betrieben, und 18 ooo von ihn­
nen beschlossen, nur noch 5o % der .Stromr echnungen zu 
bezahlen. 
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Bis die ersten Rechnungen mit dem neuen Tarif ein­
trafen, hatten die Gewerkschaften bereits spezielle 
Uberwe isungsformulare gedruckt, auf di e man den Ver­
merk geschrieben hatte: "Mit der C.I. S. L., C. G.I.L. 
und U.I.L. vereinbarte Zahlungsweise" . Jeder Einzelne 
schrieb einen Brief an die Elektrizitätsgesellschaft 
und forderte die Rücknahme der Erhöhung ~ Die Kampagne 
funkt ionierte .in den Städten - vor allem .in Turin und 
den Vorstädten - auf breiter Basis. Auf dem Lande war 
e in deutliches Zögern festzustellen, da die Bauern 
eine zu starke Herausforderung der Regierung befürch­
teten. 

Wie bei der Aktion gegen die Fahrpreiserhöhung weigerte 
sich die Regierung zunächst zu verhandeln, aber Gegen­
maßnahmen waren sehr schwierig . Man konnte schlecht 
Zehntausenden den Strom abstellen. Dazu noch hätte man 
diese Aufgabe den E.N.E.L.-Angestellten übertragen müs­
sen , die ja selbst mit der Aktion sympathisierten. Die 
Kraft der Bewegung und die Solidarität besonders unter 
den Arbeitern machten jegliche ernstzunehmende Repres­
sion von vorneherein unmöglich. 

Man erkannte bald, daß man nicht auf einer völligen 
Rücknahme der Preiserhöhung bestehen konnte. So stimmte 



man einer teilweisen Erh_öhung zu unter der Bedingung, 
daß dabei der Kleinverbraucher im Verhältnis zur In­
dustrie nicht benachteiligt werden dürfe·. Die Regierung 

_fand sich Ende November zu Verhandlungen bereit, aller-
dings nur mit den Spitzenverbänden der Gewerkschaften, 
die aber genau diese Aktionsform mißbilligten. Das Er­
gebnis war enttäuschend für die Basis: die Erhöhung 
wurde einerseits so geändert, daß sie für Menschen mit 
geringem Einkommen etwas erträglicher wurde, aber die 
einbehaltenen 5o % mußten dennoch bezahlt werden. Trotz­
dem profitierte ganz Italien von dem Ergebnis, das in 
Turin und der übrigen Lombardei erkämpft und zum Teil 
von den Gewerkschaftsspitzen wieder preisgegeben wor­
den war. 
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Diese beiden Kampagnen haben ein beachtliches Inter­
esse in der Öffentlichkeit gefunden und der Presse 
wochenlang Schlagzeilen für die ersten Seiten gelie­
fert~ Da jedoch auf nationaler Ebene nur die Partita 
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Radicale voll hinter der Aktion stand und sich vor 
allem auch die Gewerkschaftsspitzen gegen diese Aktion 
des zivilen Ungehorsams aussprachen, wurde verhindert 
daß man sich mit ähnlichen Mitteln zur Wehr setzte ' 

' als kurz darauf die Telephontarif e stark erhöht wur-
den . Doch war die Abschreckungswirkung dieser Methode 
schon so stark, -daß allein ein einfaches Flugblatt der 
Gewerkschaftsbasis -in der Lombardei ausreichte eine . . . ' Rucknahme der Preiserhöhung zU: veranlassen. 
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c) Stromgeldverweigerung in Frankreich 

In Frankreich gibt es eine ganze Reihe Kampagnen des 
z ivilen Ungehorsams, di e eng miteinander verknüpft 
s ind. Dadurch wird die .Solidarität größer, aber auch 
die gesellschaftlichen Zusammenhänge werden deutlich 
sichtbar. Zu diesen Kampagnen gehören ca. 2 ooo Zivil­
dienstverweigerer, die sich weigern, Waldarbeit zu lei- . 
s~en anstatt eines Friedensdienstes; weiter diejenigen, 
die 3 % der Steuern verweigern, um die Erweiterung von 
Truppenübungsplätzen (z.B. auf dem Larzac) zu verhin­
dern; auß~rdem die Steuerverweigerer, die sich gegen 
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die Stationierung der Pluton-Raketen i m Elsaß wenden ; 
die Kriegsdienstverweigerer, die bisher mehr als 300 
Wehrpässe zurückgeschickt haben und 19 Prozesse hatten 
- bei jedem Prozeß werden 1o weitere Wehrpässe zurück­
geschickt -, uhd seit neuestem die Aktion "15 % EDF". 

Irr Frühjahr 1976 erhöhte das staatliche Energieversor­
gungsunternehmen EDF die Stro~tarif e um 15 %. Da diese 
Erhöhung im wesentlichen auf den atomaren Ehrgeiz der 
EDF zurückgeführt wurde, verbreitete sich der Gedanke , 
diese Erhöhung zu verweigern. 

Ein erster Aufruf dazu erschiep in der Wochenzeitschrift 
"Combat Non-Violent" (Gewaltfreier Kampf) und .wurde dar­
auf in verschiedenen ökologischen und politischen Zeit-

_schr::bften nachgedfuckt. 

Die Kampagne lief zunächst ohne größeres Echo in der 
Bevölkerung an, bis es im Oktober 1976 in Besan~ön zum 
ersten Prozeß kam. Ein Ehepaar hatte 6 % der Stromrech­
nung nicht bezahlt. Dank der breiten Solidaritätsbewe­
gling (LIP-Arbeiter, CFDT-Gewerkschaft, gewaltfreie Grup­
pen, Freunde der Erde, .Steuerverweigerer gegen die . Er­
weiterung des Truppenüb~ngsplatzes auf dem Lf.rza.c) kam 
es zu einer . großen Teilnahme der Öffentlichkeit. Obwohl 
der Staatsanwalt mit dem Prozeß ein Exempel statui eren 
wollte, wurde das Ehepaar zu einer Geldstrafe von nur 
100 Francs verurteilt, was, verglichen mit der Forderung 
der EDF, sehr milde war. 
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Die Idee der Stromgeldverweigerung verbreitete sich 
immer mehr. Am 19./20.1.1977 fand in Malville am. Bau­
platz des dort geplanten "Schnellen Brüters" eine .Voll­
versammlung der französischen Gruppen, die gegen die .· 
Atomenergie arbeiten, statt. Dabei wurde eine massen­
hafte Kampagne "15 % EDF" ausgerufen. Mittlerweile 
arbeiten ca. 7o örtliche Gruppen an der Aktion und 
mahr als 3 ooo Franzosen-beteiligen sich. Einige der 
Gruppen haben ein Treuhandkonto eingerichtet. Es wird 
versucht, eine nationale Koordination der Kampagne 
aufzubauen . In einigen Orten können die Gruppen wirk_. 
same Öffentlichkeitsarbeiten leisten, indem sie mit 
Verbraucherorganisationen zusammenarbeitBn. In Grenoble 
forderten sie den sozialistischen Stadtrat, der sich 
gegen den "Schnellen Brüter" in Malville gewandt hatte, . 
auf, von Seiten der Stadtwerke ebenfalls nur noch 9o % 
des Stromgeldes an die EDF zu zahlen. 

d) Steuerverweigerung in den USA 

Die Steuerverweigerung hat in den USA eine lange 
Tradition. Einer der bekanntesten Steuerverweigerer 
war Henry David Thoreau, dessen in diesem Zusammen­
hang entstandener Essay "Über die Pflicht zum Unge­
horsam gegen den Staat" zu einer der bedeutendsten 
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Grundlag~n für fast alle gewaltfreien Befreiungs- und 
Bürgerrechtsbewegungen geworden ist. Besonders stark 
wurde die Bewegung der Steuerverweigerer während -des 

. Vietnam-Krieges. Uber · 1oo ooo Menschen verweigerten 
eine Steuer, die von der privaten Telephongesellschaft 
auf ihre Rechnungen aufgeschlagen und dann der Regierung 
für Rüstungsausgaben zugeführt wurde. Die große Zahl der 
Verweigerer verwirrte die Computer und machte eine · 
Strafverfolgung unmöglich. Andere Bürger verweigerten 

' den' Teil ihrer Einkommenssteuer, der dem Anteil der 
Rüstungsausgaben im US~Haushalt entsprach. Dies war 
am .ehesten den Freiberuflichen möglich. Vor allem die 
Friedensorganisationen änderten daher den Status ihrer 
Angestellten zu Freiberuflichen, indem sie ihnen nur . 
für einzelne Projekte Aufträge erteilte, um auch ihnen 
die 'Steuerverweigerung möglich zu machen. Bei vielen 
Verweigerern wurde das einbehaltene Geld von ihren 
Privatkonten beschlagnahmt. Die Verweigerer richtete~ 
oft "Alternative Fonds" ein, um das verweigerte Geld 
der Friedens- und Gemeinwesenarbeit zur Verfügung zu 
stellen. 

(a. .... s · C Cecc(J(A , 
Al~u spro.~L.. 
K.o-kc.l. ;Q.<;: ) 

Auch jetzt . nach. Ende des Vietnam-Krieges will die 
WAR RESISTERS' LEAGUE möglichts viele Menschen durch 
die Fortführung d~r Kampagne dazu briRgen, dagegen · 
zu protestieren, ~ 60 % des US-Haushaltes für Rü­
st~~zwecke ausgegeben werden, während die sozialen 
Probleme weiter ungelöst bleiben. Bei. einigen Prozessen 
wurden neben Geldstrafen auch Haftstrafen verhängt. Ei­
ne Gesetzesvorlage soll ermöglichen, daß Steuerzahler 
ihr .Geld ausschließlich für nicht-militärische Zwecke 
bestimmen können. Dies wäre eine Parallele zur Kriegs'"" 
dienstverweigerung auf dem Gebiet der Steuern. 

1o. Die Stromgeldverweigerung ist nur ein 

Bestandteil unserer Arbeit 

Die Erfolgsaussichten der Ökologie-Bewegung hängen 
in bedeutendem Maße davon ab, ob es eine Vielzahl 
verschiedener gewaltfreier Widerstandsmethoden gibt, 
die gleichzeitig, aber nicht unkoordiniert von den . 
verschieden risikofreudigen Menschen angewandt werden 
können. Nicht eine einzige Aktion wird den Erfolg so­
zusagen auf einen Schlag bringen, sondern das Zusam­
menspiel verschiedener Widerstandsmethoden auf den 
verschiedenen Ebenen des politischen Geschehens wird 
ausschlaggebend sein für den Erfolg oder Nicht-Erfolg 
unserer Arbeit. Daher wäre es sehr schlecht, wenn nun 
nach der Fixierung auf die -Bauplatzbesetzung als 
hauptsächliche Aktionsform die Fixierung auf die 
Stromgeldverweigerung folgen würde. 

Im Sommer 1977 veröffentlichte das Umweltwissen­
schaftliche Institut e.V. in Stuttgart den als Dis­
kussionsgrundlage konzipierten "Aktionskatalog des 
Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. 11 • 

In diesem Aktionskatalogsind systematisch wohl über: 
150 verschiedene Form des gewaltfreien Widerstandes 
gesammelt worden. Das geht vom Flugblätter-Verteilen 
und Aufkleber-Kleben bis zu Aktionen des zivilen Un­
gehorsams wie Steuerverweigerung, Blöckadertundähn­
lichem. Dieser Aktionska.talog ist eine sehr . gute Dis­
kussionsanregeung für alle, die gerne etwas ·turl. -möchten, 
aber nicht genau wissen, was. Doch darf man Sammlungen 
von Widerstandsformen, wie sie in dem Aktionskatalog. 
enthalten sind, nicht wie ein Rezeptbuch handhaben. 
Die Aktionsformen der verschiedenen Akti~nsgruppe~ 
müssen immer nach der jeweiligen Situation ausgerich­
tet sein •. Jeder Standort für ein Atomkraftwerk oder· 
eine andere ähnliche Anlage weist andere Bedingungen 
auf als der andere. Es hilft also nichts, verschied~ne 
Aktionsformen nacheinander durchzuprobieren oder er-
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folgreiche Methoden anderer Gruppen zu kopieren. Erst 
wenn die besonderen Bedingungen .eines Ortes und einer_ 
Region erforscht sind, kann man eine. Strategie entwik­
keln und die verschiedenen möglichen Aktionsformen in 
diese Strategie einbauen. 

Daß es eine solche Strategie nicht gibt, die über 
mehrere -Jahrzehnte vorausgeplant sein müßte, ist - eine 
der größten Schwächen der Ökologie-Bewegung in der 
Bundesrepublik. In anderen Ländern, z.B. in den USA, 
scheinen die Bürgerinitiativen offenbar mit sehr viel 
mehr Planung an ihre Arbeit heran. Natürlich haben 
die Amerikaner ihre Erfahrungen im Widerstand gegen 
den Vietnam-Krieg gemacht. Doch wir brauchen keinen 
Krieg, um zu sehen, daß wir zu Figuren im Schachspiel 
der Atomindustrie werden, wenn wir nicht selbst wis­
sen, was wir wollen. Lange. Zeit waren unsere Aktionen 
Re-Aktionen auf die Handlungen der Gegenseite. Nach 
einer gewissen Zeit wurde berechenbar, was wir tun 
würden, wenn dies oder das geschah. In den letzten 
Monaten ist allerdings häufiger zu beobachten gewe­
sen, wte sich die Bürgerinitiativen emanzipiert ha­
ben - emanzipiert von ihren Gegnern. Es haben immer 
mehr Aktionen stattgefunden, bei denen die Bürgerini-

tiativen bestimmt haben, wann 
wo was geschieht. Die gegen­
wärtige Repressionswelle ist 

. Folge, aber auch ständig sich 
erneuernde Ursache dieser 
Weiterentwicklung unserer Ar­
beitsmethoden. Die Frage ist 
nur, ob das sich zur Zeit im­
mer mehr zuspitzende ·. Spannungs­
verhältnis zwischen den Bürgern 
einerseits und der Obrigkeit 
andererseits mit der Nieder­
schlagung jeden Bürgerengage­
ments endet~ oder ob eine mit 
einer gewaltfreien Perspektive 
ausgestattete Ökologie:-Bewegung 

~uch die Versuche der offenen Unterdrückung soweit 
ubersteht, daß ein weiteres Arbeiten möglich ist 
und sich nicht das "Jetzt-ist-alles-vorbei-Gefühi" 
einstellt und zur Selbstlähmung unserer Arbeit führt. 
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Durch die ständigen Diskussionen in der Öffentlichkeit 
ist die Ökologie-Bewegung gezwungen worden über ihre . ' eigenen Alternativen zu -dem nachzudenken, was sie als 
untragbar bekämpfen. Auch hier wirkte die Öffentlich­
keit als_Mit~el der Se~bs~kontrolle, und das ist gut 
so. Schließlich kann die Okologie-Bewegung durchaus 
an~ehnliche Alternativen zur gegenwärtig herrschenden 
Weise, zu leben und die Natur zu zerstören vorweisen 
Daß nicht alles ausgereift ist, ist selbst~erständlich. 
Doch das wird kommen, und je ausgereifter unsere Alter­
nativen werden, desto nötiger wird es, daß wir uns auch 
darauf vorbereiten, diese Alternativen zu verteidigen. 
Dann werden wir wahrscheinlich noch ganz andere Aktio­
nen durchführen müssen als die Einbehaltuhg von 1o % 
des Stromgeldes. 

Vor solchem Hintergrund wird die Stromgeldverweigerung 
fast zu einem Experiment für unsere zukünftigen Akti­
onsformen. Sie ist seit langem die erste massenhafte 
Ka1'.1pagn~ des zivilen Ungehorsams in der Bundesrepu­
blik. Hier kann man sich nicht mehr in der Anonymität 
der Masse verstecken, sondern man muß auch alleine 
f ür sei~e ~berzeugungen und Aktionen die Verantwortung 
und naturlich auch die Repressalien in Kauf zu nehmen 
bereit sein. Wenn dieses Experiment gelingt - - und die 
bisherigen Ergebnisse lassen das ·hoffen - haben wir 
e ine gute Grundlage für das, was noch getan werden 
muß~ 
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11. Dokumentation: Stromgeldverweigerung -in Hamburg 

Hamburver Initiative kirchlicher Mitarbeiter 
und · 
<;ewal tfreie Akt.ion 

Kein AKW mit unserem Geld! 

Crundsatzerklärun 0 

Wir halten es l'lit unserem Gewissen nicht für vereinbar, mit der Be:. 

zahlunP. unserer Stromrechnunren den Bau von Atomkraftwerken mit zu 

finanzieren. Tlie llEW/NWK saeen zu llnr~cht auf den Schildern am Bau­
zaun, daf\ dort " llnser Kraftwerk Brokdorf" entstünde. Es ist · nicht un~ 

ser Kra.ftwerk, und dafür, daß dort mit Hilfe unseres Geldes itin AKW 

erits telien soll, hat die HEW /'lWK nicht .uns_er Einverständnis. nie Mit­

finan.z ierunr dieses Baues ist uns aufvezwu.n1Zen. Die HEW/NWK hat die 

r:eschäftsP.rundlaP.e verlassen, wenn sie uns Strom liefert, dessen ßer­

stel lun~ von uns nich t verantwortet werden kann. 

Ve rwei (7e runa aus Gewissensgründen 

Wir verweir.ern darum der llEW als dem fiir uns zuständip:en Stromliefe­

ranten die Zahlunr. des Teils unserer fitromrechnunr, der von der HEW 

zur Fi nanz ierun9 vo': Atomener(Tie verwandt wird. Zur.leich verwei~ern 

wir den Antei 1, der von der HEW zur Werbun17 für vermehrten Stromver­

Z?ra·uch ausP.eP.ehen wird. Tlenn eine Werhun1Z, die für zusätzlichen 
Stromxerhrauch wirht, obwohl dessen Herstellung Gefahren für uns, 

unsere Kinder und den Gesamtzusammenhang der Natur bringt, halten wir 

für .fahi-lässin und sind wir nicht hereit zu finanzieren. narüber hin­

aus: 'lie Werhunr für vermehrten. Stromver.hrauch vonseiten eines Un­

ternehmens, das öffentlich die Sor1Ze äußert, unter bestimmten Um­
ständ!n würden in den ROiger Jahren die Lichter ausp:ehen, halten wir 
unverantwortlich hzw. unredlich und sind wir auch aus diesem Grunde 

nicht hereit zu f~nanzieren. 

Gleichzeitig mit unserer Weigerung, die Kosten für eine solche Wer­

bunr tra~en zu wollen, fordern wir die Bundesregierun1Z und die Par- . 

teien auf, darauf hinzuwirken, daf\ in der Bundesrepublik Werbung ·für 

vermehrten EnerJ?ieverbrauch 11:esetztich verboten wird. 

Welchen Anteil verweigern wir und was gesqhieht mit dem Geld? 

Als Ze_ichen des Widerspruchs und Protests verweigern wir 10 Prozent 

unseres Stromrechnungsbetrages. niese symbolische Summe halten wit 

- 2 -

zurück his 

- die HEW ihre Werbung für erhöhten Energieverbrauch einstellt, 

- die llEW aufhört, mit unsere"' r:eld AKWs zu finanzieren, 

- die HEW sicherstellt, daß sie uns Strom liefert, dessen Herstel-
lung vor unserem Gewissen verantwortet werden kann. 

His dahin überweisen wir jeweils von Unserem Stromrechnun11:sbetrag 

10 Prozent auf ein Treuhandkonto he[ de r Hinterlegunisstelle des 

Amtsgerichts bzw. auf ein entsprechendes Treuhandkonto eines Notars. 

f.lann bepinnen wir? 

Wir hahen den ersten Schritt hereits getan. nie Kündigunr. unserer Ah­

huchuni?sermächtir.ung ist am 18.1. .77, dem Vo rabend der Demonstrationen 

in Itzehoe und Rrokdorf, mit der Post an die HEW hinauS.l!egan.l!en. Der 

zweite Schritt - die faktische Vei:weigerun p. - bej!innt mit dem nächste t 
Teilzah.lunrsterriin. Vom April an überweisen wir nur 90 Prozent an die 

HEW, 10 Prozent auf das Treuhandkonto. 

S tromabscha lt ung? 

Nach unserer Auffassun~ ist die HEW zu keinem Zeitpunkt herechtiet, 

uns den Strom total ahzuschalten, da wir 90 Prozent des Rechnungs be­

trapes auch weiterhin beiahlen. Die juristische Seite ist aber nicht 

der eieentli.che Schwernunkt unserer Aktion. nieser !iep.t für uns auf 

der ethischen und auf der nolitischen Ehene~ llnserer Einschätzunr 

nach wird es der IIF'~ umso schwerer werrlen, unseren Protest und zivi­

len l~gehorsal'I mit iuristischen Ar~umenten abtu~ zu können, und wird . 

sich die HEW umso eh_er der nolitischen und ethischen Verantwortung 

stellen mllssen, je mehr Leute in P.leicher Sache Widerstand leisten. 

llarum hi.tten wir alle r.rupp·en, die in P.leicher Sache aktiv sind · 

oder werden wollen, mit uns Kontakt aufzunehmen, damit Erfahrun~en 

auspetauscht und Absnrachen üher eevenseitiee Hilfeleistun~en 11:e­
troffen werden könne~. 

Kontakt: 
Initiative Kirchlicher ~itarbeiter und Gewaltfreie Aktion 
c/o Wolfgan.I! Hertie, Großer Schippsee ZR, 2100 Hambur~ 90 

Einzelnersonen, die sich wie wir zu einer . teilweisen VerweiRerune 

ihrer Stromzahlun11:en renöti~t sehen oder uns unterstützen möchten, 
bitten wir ebenfalls um Kontaktaufnahme. 

Y.t.S.d.P.: VoU:er Schaidt, ReestOck 7, 2000 Huburtt 62 

--~17·2ooo~l3 
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Sehr geehrter Herr Pastor, 

POS!f .t. CH 
60 0960 

wir kennen Ihr Flugblatt "Kein- AKW mit unserem Geldl" 

0RAH1W()A1 

"" f .c; H•""BUAG 

Das Recht der freien Meinungsäußerung steht jedem Bürger unserer Bundesrepub ll_k 
zu . Dieses Recht findet aber seine Schranken In den Vorschriften der al !gemeinen 
Gesetze; so darf zum Beispiel ein Bürger unserer Republ lk weder öffentl Ich oder 
durch Verbreiten von Schriften den Inhalt des. religiösen Bekenntnisses anderer 
In einer Welse beschimpfen, die geeignet Ist, den öffentlichen Frieden zu stören. 
Sie als Geistlicher glauben aber zum "zivilen Ungehorsam" berechtigt zu sein, 

' teilen dies öffentlich In der Hoffnung mit, daß auch andere sich Ihrem Vertrags-
bruch anschließen. Stören Sie damit nicht auch den öffentlichen Frieden? · 

Ober die zwingende Notwendigkeit, fUr die Erzeugung elektrischer Energie die 
Kernenergie zu nutzen , möchten wir In diesem Schreiben nicht nä'ler eingehen, 
s 1 nd aber se lbstverständ II eh zu el ner DI skuss·I on mit 1 hnen Ober das Thema Kern­
energl e bereit. 

Zu Ihrem Vorhaben, die ·Rechnungsbeträge nicht In voller Höhe zu zahlen, müssen 
wir Sie dahingehend unterrichten, daß wir den Differenzbetrag Im gerichtlichen 
Verfahren einklagen werden. Dadurch entsteht bei uns ein unnötiger Verwaltungs­
aufwand, · die Gerichte und gegebenenfal ·ls die Vollstreckungsorgane werden unnötig 
in Anspruch genommen. Wir bitten Sie daher nachdrückl Ich, Ihre Vert-ragspfl ichten 
uns gegenüber zu erfUI len und Dritten keinen "zlvl len Ungehorsam" zu empfehlen. 

Wir sind der Meinung, daß Sie der Kirche keinen guten Dienst erweisen, wenn 
Dritte Ihnen gläubig folgen, aber letztlich feststellen müssen, daß das Er­
scheinen des Gerlchtsvolizlehers das Ergebnis einer seelsorgerischen Empfehlung 
war. 

Mit freundl lchem Gruß 

HAMBURßl SQiE ELECTRI Cl TÄTS-WERKE 11 r/f,od- ... t 1~ 

H:\M 1i U HG ISCI 1 E J'l.ECTH IC IT i\TS- WEH K E 
AKTll,..!:lSl\.Ll<.:1141 t 

).i,\ ... ~t .•r...-, · ::: •1 ~· '::Lt: c1n.c..1tA1 S· Wf il•.t ltllf.A!,(CfilNG ';, l ()l')O t •>. •.t0~1,1,-; (,() 
.-o:;u.u:u 

(.009{.(l ---- ---· -··-- --- - ·-····· -· .. .. ---· · -- ------ ---·· ·-- -· --· 

3. 10. 77 FVT bü l 

&Clt>lfl-

1111)1. 
O.' 1.·4 111 

6 .J 6 25?0 

011.•Hl...Vl)tfl 
'lt 11; '1.f ,, _u.~ill..i•I .• 

__ 'i'"'' ...... 

13. 10. 19Tr 

Sie h!lben den Gesamtbetrag unserer Forderungen gekürzt. 
Ihre Erklnrung, daß Sie den !lau von Kernkraftverken ablehnen und di~ Zahlungs~in­
derung Ausdruck Ihres Protestes sei, können ~ir nicht akzeptieren. 

De1· Be.u von ·Kernkrat'tverken beruht auf dem -Energieprogr!l:mn der Bundesregierung. 
Auch der Deutsche B\.\11destag kam nacn einer Debatte zur friedlichen Kernener~ie­
nutzune und zur rationellen Energievervendung am 13. Mai 1976 zu einem r.ahezu 
einstimmigen (2 Enthaltungen) Beschluß, in dem es heißt: 
"Der- Deutsche Bundestag erkennt an, dnß die grundJ,egenden Probleme der Sicher­
heit und Zuverlässigkeit, der Umveltreinhaltung-und Wirtschaftlichkeit bei der 
friedlichen Nutzung der Ke_rnepergie so veit erkannt sind und auch als lösbar an­
gesehen verden können, daß einem Ausbau der friedlichen Nutzung der Kernenergie 
bei Anvendung und Fortentvicklung der gesetzlichen Vorschriften prinzipiell nichts 
mehr im Wege steht". 

Damit kann sich die deutsche Elektrizitätsvirtschaft bei ihrer sachgere::hten 
Investitionspolitik auf di~ denkbar breiteste demokratische Basis stützen. 
Sie verden verstehen, claß vir unter diesen Umständen Ihre Argumentation nicht 
akzeptieren können, zumal gerade durch den Bau von Kernkraft,\lerken eine umvel t­
freundliche, rohstoffschonende und auch besonders virtschaftiiche Energieqcelle 
nutzbar gemacht verden kann. Wir vissen uns in dieser Auffassung auch einig mit 
den auf diesem Sektor tntigen, anerkannten Fachleuten. 

Im übrigen müssen vir nl\chdrücklich darauf hinveisen, daß TeÜbeträge sovie Rest­
betriii;e au3 Stromrechnungen zu den jeveiligen Zahlungsterminen in voller Höhe zu 
zahlen sind. Wie in allen anderen Fällen von Zahlungsverzug können Zahlungsrück­
stände entsprechend dem bei uns üblichen Mahnyerfahren zur t'ristlosen Einstellung 
der Stromversorgung führen und verden gerichtlich geltend gemacht. Dadurch ent­
steht bei uns ein unnötiger Vervaltungsau!'vand, die Gerichte und ggf. die Voll­
streckungsorgane verden unnötige · in Anspruch genormnen. 

- 2 -
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Für Sie sind die Einstellung bzv. Wiederbeginn der Stromversorgung und die ge­
richtliche G~Jtendmachung unserer Forderungen mit nicht unerheblichen Mehrkosten 
verbunden. · 
Wir fordern Sie daher auf, Ihre Vertragsverpflichtungen uns gegenüber auch weiter­
hin zu er1'iillen. 

Vielleicht regt Sie die Lektüre der bei'gefügten Schriften an, Ihre· Meinung noch 
einmal zu überprüfen. 

Mit freundlichem Gruß 

HAMBURGISCHE ELECTRICITÄTS-WERKE 
Verkaufsabrechnung 

„Gewaltig.dieser Fortschrittl " 

Anlap;en : 
Bundestagsdrucksache 
66 Fragen 

•. 

KURZE ANLEITUNG FÜR ALLE BOYKOTTIERENDEN Hemb. den 16.10. 77 

1. Abbuchungsermächtigung zurückziehen, soweit noch vorhanden. 

2o Bereitschaftserklärung .an uns schicken, soweit noch nicht gemacht. 

3. Alle Stromrechnungen ab 1. Oktober 1977 nur zu 90% bezahlen und · 1°" 
auf das Treuhandkonto überweisen. • 
Als Begründung für den Boykott sollten Sie ' e i nen Brief an die HEW 
schicke.n, siehe Beispiel im Anhang. 

HEW-Konten : Vereins- und Westbank Nr. 2/o4487 und andere Banken 
und Sparkassen 
Postscheckkonto ·Hmb Nr. 13500-200 
Sie ktlnnen aber auch in den HEW-Kt1ndenzentren b•r b·ezahlen 

Treuhandkonto : Rechtsanwaltbüro Gosau/Tode Treuhandkonto, Kto. Nr. 4690 
Evangelische Darlehensgenossenschaft Kiel (BLZ 21060237) 
Pschk. der Bank: Nr. 242121~201 PschA· Hamburg 

Bei der Überweisung auf das Treuhandkonto bitte die 1.-DM 
Rechtshilfefond nicht vergessen und gesondert aufführen. 
Beispiel : 10% der Stromrechnung 6,-DM 

Rechtshilfefond 1.-DM 

.~~~~===::: ==2~;;~~ 
4. Wenn die Jahresabr.echnung 

Angenommen, die zw.eimonatige Pauschale beträgt 
dann er hält die HEW davon 90% · 
und das Treuhandkonto 10% 
und der Rechtshilfefo.nd noch DM 1,- mit gleicher 
insgesamt DM 9,-

Nach fünf Peuschalb•trägen 
hat die HEW 5 mal 72 = DM 360,- erhalten 
und des Treuhandkonto 
gleichzeitig sind dann 

5 mal 8 = DM 4o,- " -
auf das freuhandkonto für den Rechtshilfefond 

DM 51 - eingegangen. 

Bei d!!r ·Jahresendabrechnung wird die HEW höchstwahrscheinlich auch die 
boykottierten DM 4o,- nachfordern. Die Jahresendabrechnung ktlnnte z.B. 
so aussehen : 
Wenn der Gesamtverbrauch im Rechnungsjahr 0'1 520,- betrug, 
wird die HEW 520,- weniger 360,-(bereits gezahlt) 

DM 160,- nachfordern. 

fOr uns spielt die Nachforderung jedoch keine Rolle, ausschlaggebend 
ist nur der Gesa~tverbrauch. 

10% vom Gesamtverbrauch sind 
Davon sind bis jetzt auf des Treuhandkonto 
Der Differenzbetrag von 
wird noch auf das Konto gezahlt. 

Die HEW hat in ihrer Jahresendabrechnung 
sie soll aber nur 96% erhalten, 

520 weniger 52 
Devon . hat die HEW bereits 
Der Restbetrag von 468 weniger 360 
muß noch an die HEW überwiesen werden. 

DM !12,-
DM 4o,- überwiesen • . 
DM 12,- (plus DH 11-) 

DM 520,- geforder.t, 

DH 468 1 -

0M 360,- erhalten. 
= DM 108,-
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Gescharte-Nr.: 9 C 184 / 78 

In der Sache 

PrvzeßbevollmAchUg.e : Hechteanwllte Goaau und Tode, 
Fuhl1::1büttler Str. 599, 2000 Hamburg 63, 

·gegen 

• Antraget.eller • 

Hamburgische Electrici tlts-Werke, 
O...,erseering 12, 2000 Ham burg 6_0, 

„ Antragsgegnerin -

nimmt die Antragsgegner.in z u de m Ani.r ag auf. Erlaß ~iner einstweiligen 
Vet!Ugung wie folgt Stellung: 

Der Antragsteller will aci r~e Nic ht'Eahlung e nachelnPa d damlt bt>grUnd~n . daß 
ihm ein Leiatungaverweigerungarecht aua § 242 BGB zustehe , de. die Zahlung 
v '" 10 °I• der Te1lbetrAge · gegen die Glaubens· und Gewiaeensfrollieit des 
A, tikele 4. GG verstoße. Ee muß bezweifelt werden, daß hier schon beim 
Antragsteller die Grenze einer Glaubens„ oder Gewissensfrage erreicht sein 
kann daß also die Zahlung iie r restlichen 10 !fo der Teilbetrlge 

11

die sittl. 
Pe .... sbnlichkeit des Betroffenen beeintrlchti&en oder zerstören'' {BVerwG 
E 7, 247; Maunz-Döhring, GG, Artikel 4 Anm . 124) würde . Weiter nimmt 
der Antre.geteller aber offenba r auch 0 i nen· viel zu großen Elnwlukungsbcreich 
der Grundrechte Buf d•s Privatrecnt an„ Keineaweea kaM davon a usgegangen 
werden, daß die hier vom Antragsteller' heranaezogene Gewiaaenstreih:c1t 

~ 2 -

~ · 

2 

::i: . 

~ 

2 

"' 

!." 

ID 
„ :~ 

:J 
n 
CO 
:J 

" c 
:J 

"' c 
::ir:; I : U1 """> 
rtDJHQC: 
0 3 :J :J. 11 
• cr.-a. 

c .n- ro c.n 
2=11 ..... 11 ClJ 
111.D m "n 
• ro n- o ::r 

11 ...,.:J ClJ 
~ c::: rt c 
"""'cn ro c m 
c 'C "' 
IJ) DJ >: 0.. Q) 

11 ...,. ro CT 
,.,,.11,., ro 

OI 0 :l 
- ~ m :T J:. 
Nln ........... "'"' o ro ...,. ,., "O 

n n c 
0 ....... ::r :r,., 
IJ) aJro ro rt 
"""r,., :::> o 

N ID• 
:i:ro 

Nt-'• 3 ""O 
o "' ro w 0 Q) ..... "O 
ui "1 ::J ..... 
o cra.ro 
Vl ro ro ,., 
"'... . c ... 2 
·-ro o -4 „ „ l1l 

...... 0. ..... 
"'1 l1l 
l1l CD~ 
E: 01 O 
Q) "1 :J 
.... 3. 
rt CT -..eo .., „ " .... 
CO C 
..... ,.....l.D 
'1) N CT 

c: .... 
1:11.D w: 
""c ... 
rt :J rt 
.... UJ ro 
0 rt· ,., 
:J"' 

.:: ::l c 
Ul 

c E "'. „ 

;J: 
0 
:J ... 
'" K ... 
OI 
c. „ 
"' UI 
lD 
CO 

E 
. c , ,.... 

; 

"' OI 
:J 

"' 
::i: 

"' „ ... ..... 
"' 
"' „ 0 

"' CO „ 
cn 
n 
~ ..... 

'C 
'C 
U1 

"' "' 
N 
CD 

N 

I 
OI 
3 
CT 
c „ 
"' 
"' 0 

;J: 
0 
:J ... 
'" " ... ... 
"' ..... 
CO 
; 
c 
:J 
111 

'-' c: "' c 0 ..... "' ..... „ 
.+ 70 CO 
OI ro ,_. 

"OI 

Wc.nE ·' 
=r n c 
3 :7 :J 
-!: 3 :l 
~.-eo 
<+n ::> 
1' .+ CT 
CO l1l „ 

<O 

N UI <" 
N~\.,.I 

IJ\ '-> UI 
-J ~ CD 
0 0"' ,.-..J IJ) CD 
...... 
o~ 

CD :J 
c „ 
... 
OI 

"' U1 
c: 
CT 

"' „ 

"' . 
OIE: E 
c w: ro 
"°"lf-':J 

.+::> 
neo 
..... "' ro .N CD 

c 
Cl1L... 

:J "' "' c: ... · m ro N „ „ ... 
U1; 
rt c:: N 
C:IO C 
... c 3 
N :l 
c: \0 ""O 
:J. „ 
"' 0 EN 
nro ro 
c „"' „ 
n o. " ::r c c „ 3 
nn3 
"'~„ 
:J :J 

n 
~ ..... "' CO ro 0 

.g. 1J :::· ... „ ... 
U1 C CO 
~ N • ..... ,,, 
,.....,,(/1 

~" ... CO 0 111 
-..UI ~ 
c ... "' 
:J"' :J 
n ::> 

,., c: :r 
l1l CT :J 

n "'"' ~ „ :J 
:J _,, 

"' 0 c :J „ :J 
• 0. U1 

CO II „ „ ... „ 
E:"' ..-·ro „ n 
0. -::r - ... 

Ul 
"QJ 
OI :J. 
:J 1 
:J 

Amtsgericht HamburS, 2000 Hamburg 36 

CD ....J CTI . . . 
cn:>:~~ECDO :JDJOi- „.,....,.. 
C.330 ..... :JC't'l'tl 
. .-3 :T:J:J rt 
Q.rtrt cT:J nl N 
...,. .- CD Ul E 
ro c ro ,., .,. um 

:J m m ::rm m .-
cn cn :J m :::> d' 
rt ro N • .- ra 11 m ,., ,., c o- .... n 
o m c :J :::7 ~ 
3 nJ :J C::: CD 'i QJ 
DI ;a...,. UJ D :J .,. ::T 
er ro :J ro :J n :J 
cn n m ,., . ~ :::7 c 
O:T'1 IU-l.DJ c+:J 
::r rt ~.,. ..... lO 
DI ln U1 :0 ,:l 
1--'DJrtro-ia-m .... 
rt :J 11· o . m CD ::J cn 
C E O :TIO UJ . rt 
::> m: 3 c+ ro n c.n 

l.D 1-' D) (II :J :::T ..... N 
rtcrm1roroE 

c ro m :J .~ .- . w 
3 OEUJC..C"1 

l.D ro ~ OJ:...,. :J 
m .-m 1--'nJ a UJ 'K' 
:r:J ...... rt::rm o 
mrort roro" uim 
:J C . D C rl 
a. ro :J UJ c:: 3 · ..,, ro 

...,.\0 ro o 3 c ::J 
"1:J„ rt"1C1J"1"0 
c:cn NC..:J n-; 
0 ff CT ro "1 • 1--' 
"E ...,. :J c :J ...,. 

i.o ro rt . o cn m· n 
w: ... ·rt Ul 7" .D n :r 
:J ....., ro ..... -. ::r c+ 
i.a ..... n-o ..-
..... i.01.0 ::r ,., f'T'\10 

i.o ro ro c rt ...... 
cr a. :J :J 

i.a<ro WO.EIQE 
ra ro :J ::l ..- m ..-
3 ,., ' :J c: Q. :l ,., 
m-.,Ul :lfUIOO. n c: ..... 3 t11 .,., 
:r l.D ro ...,. w a. w 
rtC rtro"Crucr 

:J C CT "1 C:: ro 
E l.D ::l Hro C o "1 
..... UJ ::r :l 0 :J 
,., c.. :J "'11:::T •• :l 
a. w m ro w ...,. 
, ..o o :J i-- ro n 

ro ....., ..... ..- :r 
..0 0 ..... to :J rt" 

~;i:JJ:;;' CT C: ID CO 
ro rn ro ro ru 
,., ro ,., :J n 
EUJ cr ;r 
..... n ..... rt 
..., ::r :J 1 ro 
A l'D GI. C'1" 
ro ...,. c • 
::> n ::> 

"' . 

UI . 
3 cr o 

ID ... 
.+::> ID 

'" n"' CO ;:r„ "'„ lD „ ...... 
c: n ca 
:J ::r 
nrt :i: 
c.., m 
:J ::r 
"' nr ::> :J c 
n ::> 
CO IDID „ ..... 

CO n 
~ 111 
K C „ 
.+::> .....„ ::i: 

c "' ::> nE 
· lll 

'" c cr n c „ 
::r::> OI 
...... c 
n n 
K ID ~ 
CO.-.+ 
:J"' 
• :J 

.,,;,.. 
o: 0 
:J ~ 
:J ... 

~\ CT 
CO 

N OI 
c n 
U1 :7 
w: rt 
rt!O 
N rt .... 
,_ N 
n c 
~ 

E: 
0. „ 
CO" „ n 

"' I :J ,.,, , 
E 

"' CO cr ..... „ 
:J „ 
"' ::> cr ..... 
CD rt „ ... ..... „ 
111 ... 

30.3 .7b 

grundsn.tzlich privatrechtlichen Verpflichtungen vorginge. Grundsätzllc~ 
. "l..:!3 vielmehr ~ "eine InteressenabwAgung unter dem .Gesichtspunkt der· L.1z(..-
:-. ~ .l tbarkeit 11 {Soerge l-Siebert-Knopp, S 242, Anm . 28 ) durchgeführt Wc rJ ~1„ 
~ i11 1n al können nicht irgendwelche Überzeugungen Einzelner, sonder1~ h1..h: i~ ::·oie t1s 
~li t~~meine Anschauungen ifoer Gewissens'pflichten recht.lieh relevant .,_,ei 1. 
(n. <.i . O . ) . Artikel 4 GG soll deu Bürge r yo~ Z ugriffen in seine Privatsµh i.i1·c 
sclllitzen. ihm soll aber nicht freigestellt :'Werden, sein eigene s Gesetz z1. 
~.;chaifen . und alle privatrechtlichen VerpfÜchtungen nach seinen GrurnJsäl'l. t:JJ 
"Ll.l 1Jee influssen . . Daß es sich hier keinesfalls um allgemein anerkannte 
'.]d•; issens pflichten handelt, ergibt sich schon daraus , da ll sich von ca . 
büü . 000 Tar"i!abnehmern der Ant r agsgegnerin nur ca. 16.0 an der mi t viel 
Aufwand propa.gierte n 10 %-Ak tion de r "Hambur'ger Initiative kirchliche r 
~.li tarbeite r" bete iligen. 1 

• · • 

f1er Antragsgegnerin erscheint es nicht zweckmäßig, die verfassungsrec!.llicn..: 
F rage dieses konkreten Falles in einem sogenannten Eilverfahren entscheiden 
zu lassen. Sie ist vielmehr de r Meinung. in einem ordentliche n Verfah rc 1~;: _ 
lion H.echtsfragen aus führlich Ste llung zu nehmen. um S'Omit die U r teilsunJLl!1.., 
entsprechend vorbereiten zu können. Die Antragsgegnerin e rklärt daher . du ·· 
1··1e wegen der vom Antragste.ller bisher nicht gezahl ten Teile der zwein:orn.ulich 
f u zah~enden Teilt.eträge die S~romlieferung nicht einstelle n wird. ~. 

HA.\IBURG!SCHE ELECTRICITÄTS-WERKE 
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DER DISKRETE-- CHARME 
DER STROMPREIS 
BOYKOTTE URE 

Ein ~ck weiter ist die Boykottlawj.ne inzwischen 
gerollt und angewachsen. Am ersten März zogen be­
reits 251 Hamburger Haushalte von jeder Stromrech­
nung und Zweimonatspauschale zehn Prozent ab und 
überwiesen diese auf ein gemeinsames Treuhand­
konto. auf dem sich mittlerweile fast 6 000 DM an­
gesammelt haben. Ca. 200 weitere Haushalte haben 
ihre Bereitschaft erklärt> die nieisten von ihnen 
warten noch auf die Erreichung von l 000 Bereit­
schaftserklärungen bevor auch sie zu boykottieren 
begirin~n. Im Vergleich zu ... den Hundertausenden 
von Hamburger Haushalten mag das als wenig er­
scheinen. aber die Sache ist für die HEW und .den 
Senat> d'r an ihr mehrheitlich beteiligt ist. inz ~i ­
schen schon so wichtig geworden. daß sie sich öf­
ferithch damit auseinandersetzen müssen. Da der 
Boykott z.B. durCh Autoaufkleber an vielen Stellen 
d e r Stadt sichtbar wird. kann ihn · auch die Tages­
presse nicht mehr wie am Anfang ganz todschweigen. 

Die ersten g_rößeren Artikel erschienen in ganz 
Nordeutschland und darüber hinaus nach einer Pres,.. 
sekonferenz Mitte Dezember. Davon profitierten 
auch manch~ Boykottinitiiltiven außerhalb Hambuz:gs. 

·an die sich plötzlich die Presse wandte. In der Fol­
ge brachten nahezu sämtliche Rundftinkstationen der 
ARD Berichte und Interviews über den Boykott. Ge­
nauso wicnug emp1anden wir einen Bericht im Grü.­
nen ~ender Fessenheim 11 

• • 

Eine wesenUiche Erkenntnis für die Öffentlich­
kf!:itsarbeit bei dieser relativ ungewohnten AktiOn 
ist, daß eine weitgestreute Information und We_rbUng 
unbedingt nötig ist .(in Hamburg wurden inz wi sehen 
c"a 7o ooo Flugblätter verteilt). die ausschlaggebende 
Überzeugungsarbeit aber von Mensc.h zu Mensch · 
geleistet werden muß. Daher liegt der Schwerpunkt 
der Aktivitäten auch ·meQr und {11 Ehr in der Stadt­
"teilarb:ei.t, die in manchen _Gegender:i auc~ schon gut 
klappt. In Gesprächen mit Nachbarn und BekanntP.n. 
n der Kneipe an der Ecke oder im Frauenzentrum 
st es leichter , Zweifel und Ängste zu ·überwinden 
olidaritä.t und das· AnwS:chseil der Kampagne ·zu 
oüreD.. nq~ Mietergemeinschaft eines Hauses in 
~ppeildorf beschloss vollzählig mitzumachen. Das 
t die Richtung, in der wir weitermachen müssen. 

it dem 1. Oktober 77, dem Begi~ des Boykotts 
·mmen im Durchschnitt 3o neue Haushalte dazu 
so 1 Haushalt bzw. Wohngeinei?ischaft pro Tag: 
ibei s~d erstaunlich viele. "Normalbürger" und 
ere Menschen, die vielleicht an manchen anderen 
tionen nicht teiln~hmen wollen. oder können. 

Nach einem Gottesdienst im Januar unter dem Mot 
to: "Anders leben. Perspektiven aus der Anti-Atom­
kraft-Bewegung'' war die nächste öffenUichkeitswirk 
sa.me Veranstaltung ein Gespräch zwischen den Boy:­
kotte-u~ und dem Finanzsenat"r der ·Hansestadt 
unct- Aufsichtsratsvorsitzenden der HEW, H."J. See­
ler. Dem Gespräch unter der Moderation eines 
NDR-Redakteurs lagen Thesen der ' 'Hamburger 
Initiative Kirchlicher Mitarbeiter und GeWaltfreie 
Aktion"zugrunde. Der Politiker setzte seine Büro­
kratie ein und versuchte alle möglichen Tricks, um 
sich der Auseinandersetzung mit allen Boykotteuren 
zu entziehen. Zumindest setzte er den Ort für die 
Veranstaltung durch, einen kirchlichen Raum und 
nicht die 11 Markthalle " , in 'der zur selben Zeit eine 
Anti-AK W-Kunstausstellung läuft. Der Senator 
brachte buchstäblich die halbe a_esetzung des HEW ­
Aufsichtsrats und des Vorstands mit. Argumentativ 
waren die ~oykotteure überlegen, am Schluß ver­
blieb dem Senator nur .noch eine Warnung vor der 
sozialen Krise, die ohne den: Au.sbau der AKWs un­
a_usweichl,ich sei. - Schließlich unterbreiteten die 6 
Herren in Anzug· und Kravatte (Mercedes mit Fah­
rer vor"' der Tür) ein 11Angebot 11

: 
11 Wenn ihr deri 

Boykott beendet, dann setzen wir das zuri.ickbehal­
tene Geld zur Entwicklung von Alternativ-(vor allem 
Wind-)Energie ein 11

• Es ist natürl~ch für die Boy­
kotteure so unarlnehmbar. da kein Pfenni"g weniger 
für · AKWs ausgegeben Wtirde. 

Da die verbalen Drohungen mit Stromabstellung 
md Prozessen bislang in keinem Fall verwirklicht 
wurderi, bedeutet dieses AngeQöt wohl, daß die _HEW 
großes Interesse <;laran haben, den Boykott ohne 
Prozesse und öffentliches Echo schnell vom Hals 
zu bekommen. Unsere Antwort darauf kann nur sein, 
die Zahl der Boykotteure· und" damit den finanziellen 
Druck zu vermehren, ·damit die Aktion aus einer 
symbolischen zu einer politisch und wirtschaftlich 
relevanten Kampfform wir~-

(aus: graswurzelrevolution 
Nr. 34/35) 

12. Literaturhinweise 

1. Gewaltlosigkeit 

Die aufgeführte Literatur soll eine Anregung bieten zur Beschäf­
tigung mit Geist und Methoden der Gewaltlosigkeit. Es finden 
sich daher auch Bücher, die keinen sofort erkennbaren Bezug zur 
Ökologie-Bewegung haben. Sie zu verarbeiten und aus dem Gelern­
ten eigene zeit- und s i tuatio ns gemäße Formen der politischen 
Arbeit .zu entwickeln, ist Auf gabe des Lesers. 

o Jcian Baez, Was würdes.t Du t un, wenn ••• ?, Eine Veröffentlichung 
der GRASWURZEL-WERKSTATT, Kassel, 1976, 8 S., DM -,5o 

o H.A.Bedau (Ed.), Civil Disobedience : Theory and Practice (Bei­
träge von King, Muste, Russel, Chomsky u.a.), Pegasus, I ndia­
napolis/New York, 1969 , 282 S., DM 13,-

o Yann Collanges/Pierre Georges Randal, Les auto-reductions-greves 
d'usagers et luttes de classes en France et en Italie 1972-1 976 , 
Editions Christian Bourgeois, Paris, 1976 , 22 Francs 

o Theodor Ebert, Gewaltfreie Aktion und Bürgerinitiativen , heraus­
gegeben vom Deutschen Pax-Christ i -Sekre t ariat, Frankfurt a •. M., 
1977, 62 S., DM 3,-

o Theodor Ebert, Gewaltfreier Aufstand - Alternative zum Bürger­
krieg, Verlag Rombach, Freiburg i.Br., 1969, 408 S., DM 12,-

o Theodor Ebert/Hans-Jürgen Benedict, Macht von unten - Bürger­
rechtsbewegung, außerparlamentarische Opposition und Kirchen­
reform, Furche Verlag, Hamburg, 1968, 2o3 S., DM 6,-

o Th .Ebert/W. Sternstein/R. Vogt, Ökologieb.ewegung und Ziviler Wider­
stand - Wyhler Erfahrungen, herausgegeben vom Umweltwissenschaft­
lichen Institut e.V., Stuttgart, 1978, 84. S., DM 3,- (erhältlich 
beim Umweltwissenschaftlichen Institute.V., Hauptmannsreute 45 
7000 Stuttgart 1, Tel. 0711/293874) 

o M.K.Gandhi, Eine Autobiographie oder Die Geschichte meiner Ex­
perimente mit der Wahrheit, Verlag Rinder · + Deelmann, Gladen­
bach/Hessen, 1977, 454 S., DM 42,-

o M.K.Gandhi, Handeln aus dem Geist, Herderbücherei, Freiburg i.Br., 
1977, 126 S., DM 5,9o 

o M.K.Gandhi, Sarvodaya (Wohlfahrt für alle), Verlag Rinder+ 
Deelmann, Gladenbach/Hessen, 1975, 215 s., DM 18,-

o Hildegard Goss-Mayr, Der Mensch vor .dem Unrecht - Spiritualität 
und Praxis gewaltloser Befreiung, Europa-Verlag, Wi.en, 1976; 
140 S., DM 14,-

o S.Gowan/G.Lakey/W.Moyer/R.Taylor, Moving· toward a New Society, 
New Society Press, Philadelphia, 1976, 296 S., DM 9,-

o R.B.Gregg, Die Macht der Gewaltlosigkeit, Verlag Rinder +. Deel­
mann, Gladenbach/Hessen, 1975, 168 S., DM 12,80 

o A.P.Hare/H.H.Blumberg (Ed.), Nonviolent Direct Action (Beiträge 
von King·, Sharp, Gregg, Lakey, Erikson u.a.), Corpus Books, 
Washington/Cleveland, 1968, 575 S., DM 6,-
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o Wolfgang Hertle, Die gewaltfreie Widerstandsbewegung gegerl die 
Erweiterung des Truppenübungsplatzes Larzac (Südfrankreich), 
Buchmanuskript, Hamburg, 1977, 1o4 S., DM 4,- (erhältlich beim 
V·erfasser, Großer Schippsee 28, 2100 Hamburg 90) 

o Dieter T. Hessel, Fibel' für Soziale Aktion, Burckhardthaus­
_Verlag/Christopherus Verlag, Gellihausen/Berlin/Freiburg, 1973, 
133 S., DM 16,-
. ' / 

o Jutta Kamke, Schule der Gewaltlosigkeit - Das Model}_ .Palo Alto, 
Hoffmann und Campe Verlag, Hamburg, 1974, 186 S., D 12, -

o Coretta Scott King, Mein Leben mit Martin Luther King, Güters­
loher Verlagshaus Gerd Mohn, 1977, 308 S., DM 9,8o 

o M. L.King, Kraft zum Lieben, Christliche Verlagsanstalt , Konstanz, 
1974, 228 S., DM 6,80 

o M. L. King; Testament der Hoffnung , Gütersloher Verlagshaus Gerd 
Mohn, 1974, 125 S., DM_ 4 , 8o · 

o M.L.King, Wohin führt unser Weg - Chaos oder Gemeinschaft?, 
Econ-Verlag, Wien/Düsseldorf, 1_968 , 251 S., DM 2o ,-

·o W. R.Miller , Nonviolence - Grundl agen einer christlichen Theorie 
der Gewaltlosigkeit, Jugenddienst Verlag, Wuppertal, 19711 123 
s: ~ DM 1,50 

o Jean-Marie Muller , Gewaltlos - Ein Appell , Rex Verlag, Luzern/ 
München , 1971, 169 s . , DM 16 ,80 

o K. K. Rabe u . a ., Wir kämpfen um unser Leben - Unterdrückung und 
Widerstand --Oer Landarbeiter in den USA; Verlag Aktion Sühne­
zeichen/Friedensdienste e . V., Berlin , 1977, 148 S., DM 10,80 

o Michael Randle, Der Befreiung entgegen , Eine Veröffentlichung 
der WAR RESISTERS' INTERNATIONAL , Br üssel , 43 S., DM 2, -

o ·Piet Reckmann, Soziale Aktion - Strategie und Methodik, Laetare 
Verlag, ~berg, 1971, 225 S., DM 12,-

o H.Rothenpieler/Ch. Walker, Training gewaltfreier Akt;ion - Theorie 
und ·Praxis, Waldkircher Verlagsgesellschaft, 1977, 87 .S., DM 5 ,-

·o Albert Schmelzer, Di e Arche, im Anhang: Lanza del Vasto , Defini­
tion der Gewaltlosigkeit, Waldkirch, 1975, 78 s ., DM 4 ,-

o ,Michael Schroeren, z:B . Kaiseraugst - Der gewaltfreie Widerstand 
gegen das Atomkraftwerk: Vom legalen Protest zum 'z1vilen Unge ­
horsam, Verlag Schweizerischer Friedensrat, Zürich, 1977, 166 S., 
DM .14,- _ 

> Wolfgqng Sternstein, Perspektiven gewaltfreier Bewegungen, Bei ­
heft zu Heft 12/1 976 der "Junge Kirche - Eine Zeitschrift eu­
ropäischer Christen", 11 S., DM 1,- (erhältlich beim Vertrieb 
_Junge Kirche, Mathildenstr . 86, 2800 Bremen) 

H.D;Thoreau, Leben aus den Wurzeln, Herderbücherei, Freiburg i.Br_., 
1978, 128 S., DM 5,9o 

H.D.Thoreau, Uber die Pflicht zum Ungehorsam gegen den Staat, 
Diogenes Verlag, Zürich, 1973, 87 S., DM 4,8o 

o Umweltwissenschaftliches Institut e .V., Aktionskatalog des Bun­
desverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz. e .V. (Diskussions-
9'Undlage), Eigenverlag, Stuttgart/Karlsruhe, 1977, 80 S., DM 3:5o 

o L~nza del Vasto, Definition der GewaHlosigkeit, 65 s ., DM 3,­
(erhältlich bei der Versandbuchhandlung Helga & Wolfgang 
Weber.:_zucht, Steinbruchweg 14, 3500 Kassel-Bettenhau_sen, Tel. 
0561/515953) 

o Lanza del Vasto, Die Ar.ehe stellt sich vor, 7o S., DM 3 , 30 
(erhältlich s.o.) 

o Lanza del Vasto, Die vier Geißeln - . 1.Teil, 1o1 s ., DM .4,4o 
(erhältlich s.o.) 

o Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e . V., Der Käuferstreik -
Die letzte Waffe der Verbraucher, Eigenverlag , Stuttgart, 1977, 
77 S., DM 1,- (erhältlich bei der Verbraucherzentrale Baden­
Württemberg e .V., Olgastr . 32, 7000 Stuttgart 1) 

o Helga Weber-Zucht (Hrsg.), Zum Beispiel Seabrook, USA - Gewalt­
losigkeit im Kampf gegen Atomenergie, Eine Veröffentlichung der 
GRASWURZEL-WERKSTATT, Kassel , 1978, ca. 5o S., DM 3 , 50 . 

o Günter Weick, Der Boykott zur Verfolgung nichtwirtschaftlicher ' 
Interessen, Athenäum-Verlag, Frankfurt, 197 1, Dm 38, -

0 George Woodcock, Mahatma Gandhi, dtv, München, 1975 , 124 S. , 
DM 4,8o 

i . Atomenergie, Ökologie , Alte_rnativen 

o AAB/BBU, Die atomare Zusammenarbeit Bundesrepublik- Südafrika, 
Eigenverlag, _ Köln/Karlsruhe, 1977, 4o S., DM 2, -

o ai/AGG/BBU, Das deutsch-brasilianische Atomgeschäft, Eigenver• 
lag, Köln/Bonn/Karlsruhe, 197q, 133 S., DM 4,-

o Aktionsgemeinschaft für Umweltschutz Darmstadt e . V., KKW-Fibel 
für Bürgerinitiativen, VSA, Hamburg/Berlin>J977, 212 S., DM 12,-

o Alternative Technologie - Auswe~e aus den Sachzwängen unserer 
großtechnologischen Zivilisation , Lichtland Verlag, 1977, DM 1o,- · 

o C.Amery/P.C .• Mayer- Tasch/K.M.Meyer-Abich, Energiepolitik ohne Ba­
sis - Vom bürgerlichen Ungehorsam zu einer neuen Energiepolitik, 
Fischer Taschenbuch Verlag, Frankfurt a . M., 1978, 1o5 s., DM 5
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o Arbeitsgemeinschaft Umwelt beider Hochschulen, Umdenken - Um­
·schwenken. Alternativen - Wegweiser aus den Sachzwängen großtech­
nologischer Zivilisation? (Themen: Energie, Sonnenhäuser, Land-
wirtschaft u . a . ), Zürich, 230 s., DM 14,- · 

_o Arbei~sgruppe "Wiedera;,fbereitung" an der Universität Bremen , : 
Atommull oder Der Abschied von einem teuren Traum, Rowohlt, Rein­
beck bei Hamburg, 1977, 212 S., DM 5,80 

o H.E.Bahr/R.Gronemeyer (Hrsg.), Anders ·leben - überleben. Die Gren­
zen des Wachstums als Chance zur Befreiung, Fischer Taschenbuch 
Verlag, Frankfurt a.M., 1977, 190 S., DM 7,8o 
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o H.Bossel, Bürgerinitiativen planen die Zukunft , F~scher Taschen­
buch Verlag, Frankfurt a .M., 1978 , ca . 400 S., DM 6;80 

o H.Bossel u . a ., Energie r ichtig genutzt , . Verlag C.F.Müller , 
Karlsruhe , 1976, 214 S., DM 18,~ 

· o Buchholtz/Me_z/von Zabern, Widerstand gegen Atomkraftwerke -
Informationen für Atonikraftwerkgegner und solche , "die es werd"en 
wolleri, Peter Hammer Verlag, Wuppertal, 1978, 224 S!, DM 10,-

.0 Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V ., Die Auswir­
kungen schwerer Unfälle in Wiederaufbereitungsanlagen und Atom­
kr·aftwerken - Abdruck und I nterpretation zweier vertraulicher 
Studien des Institutes für Reaktorsicherheit, Eigenverlag, 
Kar l sruhe , 1977 , 68 S., DM 5 ,-

o Bunde'sverband Bürgerinit i ativen Umweltschutz e . V. , Plutonium -
Uber die Beratungspr aktiken der offiziellen- Strahlenschutz­
komm~ssion , Eigenverlag , Karlsruhe , 1977, 58 s ., DM 4, -

o Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutze.V., Wiederauf­
bereitung und Lagerung von Atommüll - Entsorgung oder ewige 
Sorgen?_, Eigenverlag , ·Karlsr uhe , 1976, 121 S., DM 5, -

o Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutze . V., Unter­
richtsmaterialien zur Energieproblematik , Eigenverlag , 
Karlsruhe , 1978 , DM 5 ,- (erhältlich bei Wellenreuther, 
Ludolf Krehl - Str . 56 , 6900 Heidelberg) 

o Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz e_. V . /Aktions­
gemeinschaft Umweltschutz Darmstadt e . V., Das zentrale Br enn­
element - Zwischenlager_. Ke.ine Lösung des Atommüll- Problems , 
Eiegnverlag , Karlsruhe/Darmstadt, 1977, 35 S., DM 3 ,5o (er­
hältlich: durch Voreinsendung des .Geldes auf Konto 112oo489o , 
Mechthild Bill , Sparkasse Darmstadt , BLZ 5o85o15o) 

o Bundesverband Bür gerinitiativen Umweltschutz e . V. /Bürger­
'ini tiative Umwe1b;;chutz Lüchow- Danneberg e . V . /Bürgerini tia­
tiv-e Umweltschutz Unterelbe., Wiederaufberei tungsgeTUVtel -
Was der TUV verschweigt und die Bundesregier.ung nicht wissen 
w~ll, Eigenverlag, Karlsruhe , 1978 , 4o S., DM 3 ,-

o Jürgen Dahl , Auf Gedeih und Verderb - Zur Metaphysik der Atom­
ener gi eerzeugung & Kommt Zeit , kommt Unrat , Langewiesche - Brandt , 

· Ebenhausen, 1977, 5o S., DM 4,8o ' 

.o Dezentrale, Alternativkataloge 1 + 2 (Themen:Hausbau, Recycling , 
Energie, Transport, Geme inschaft en u . a .), Köniz/Schweiz, 1976, 
1o9 u. 328 S., DM 12~- u, 27, - (Alternativkatalog 3 erscheint 
in Kürze) · 

D.S.E1gin/G.Altner u . a ., Die tägliche Revolution - Möglichkeiten 
des alter!lativen Lebens in unser em Alltag, Fischer Tasch_er.buch 
Verlag_, Frankfurt. a . M., · 1978, 176 S. , DM 7 , 8o 

FCRUM EUROPA"- Zeitschrift für transnationale Politik, Heft 7/8: 
Der eigent liche Dialog - Bürgeriniti_ativen und Gewerkschaften 
(Beiträge von P.Ke1ly, R.Jungk, H.Brandt u.a.), Bonn/Berlin, 
1977 , 82 s ., DM 3.- (erhältlich bei Roland Vogt; Lor enzstr. 16-17, 
1000 ·Berlin 45, Tel. 030/7733413) 

o Ewald Gaul, Atomenergie oder Ein Weg aus der Krise? , Rowohlt, 
Reinbek bei Hambur g , 1974, 127 S., DM 3 , 80 

o Gewaltfreie Aktion Fr eiburg/Arbeitskreis Umweltschutz der -Uni ­
vers ität Freiburg, Katas trophenschutzplan des AKW Fessenheim 
veröffentlicht und "kommentiert, Eigenverlag , Freiburg i.Br.; 
1977, 36 S., DM 2 ,-

o Gewalt.fr eie Aktion Umweltschutz Dortmund , " In den Straßen ist · 
alles ruhi g ••• " - Erfahrungsbericht über die Te i lnahme an der 
Aktionär sversammlung der VEW AG. Eigenverlag, Dortmund , 1977, 
9 S., DM 1,- (erhältlich bei Theo Hengesbach , Große Heimstr . 66, 
4600 Dortmund 1, Tel . 0231/104694) 

o Herbert Gruhl, Ein Planet wird geplüridert , Fischer Taschenbuch 
Verlag , Frankfurt a . M., 1978 . 

o Bo Gunnarsson , Japans ökola.gisches Harakir i oder Das tödliche 
Ende des Wachstums - Eine arnung an di e industrialisierten 
Staaten, Rowohlt , Reinbek bei Hambur g , 1977, DM 4 , 8o 

o Ivan Illich , Die sogenannte Energiekrise , Rowohlt , Reinbek bei 
Hamburg , 1974 , 89 S. , DM 3,80 

o Ivan Illich, Selbstbegrenzung - Eine politische Kritik der Tech­
nik, Rowohlt, Reinbek bei Hamburg, 1975, 190 S., DM 19,80 

o Robert Jungk , Der Atomstaat - Vom Fortschritt in die Unmensch­
lichkeit, Kindler Verlag , München, 1977 , 240 S., DM 19 , 80 

o Robert Jungk , Heller als tausend Sonnen - Das Schicksal der Atom­
forscher, Rowohlt, Reinbek bei Hambur g , 1976 , 339 S., DM - 6 , 80 

o Bodo Mansteiri , Strahlen, S . Fischer Verlag , Frankfurt a . M. , 1977, 
476 S., DM 48 ,-

o L. Mez/K . Tempel, Atomener gie im Film , ESG- Material 13 , Stuttgart , 
1977 , 148 S. , DM 6 ,-

o L. Mez/M . Wilke (Hrsg . ), Der Atomfilz - Gewerkschaften und Atom­
kraft , Olle und Wolter , Berlin , 1977 , 215 S., DM 12 , 80 

o K. R. Mirow, Dill Diktatur der Kartelle - Die Geschichte der„Welt ­
kar telle im 2o . Jahrhundert , Rowohlt , Reinbek bei Hamburg, 1977, 
163 S., DM 6 , 80 

o Lewis Mumford, Mythos der Maschine - Die umfassende Darstellung 
der Ent deckung und Entwicklung der Technik, Fischer Taschenbuch 
Verlag , Frankfurt a . M., 1977, 833 S., DM 14 , 80 

o · B. Nössler/M. de Witt . (Hrsg . ) , Wyhl . - Betroffene Bürger ber ichten , 
Inform Verlag , Freiburg i . Br., 1976 , 3o1 S., DM 19 , 80 

o SAIU , Zum richtigen Verständnis der Kernindustrie - 66 Erwider­
ungen, Oberbaumverlag , Berlin, 1976, 189 $ ., DM 7 , 2o 

o Joachim Schritt , Bauern gegen Atomanlagen oder Wi wüllt den 
Schiet nich hebben - Bedingungen bäuerlicher Kämpfe gegen Atom­
anlagen, Plakat-Bauern-Verlag, 110 S., DM 7 ,-

o E.F.Schuhmacher, Die Rückkehr zum menschlichen Maß - Alternativen 
für Wirtschaft und Technik , Rowohlt, Reinbek bei Hamburg, 1977 , 
315 S., DM 19,80 
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o H.Stronm (Hrsg.), Biologische Schäden ·durch Atomkraftwerke und 
. energiereiche Strahlen, Verlag Association, Hambu:g, 1976, 
126 S., DM 7, -

o H.Strohm, Friedlich ·in die Katastrophe - Eine Dokumentation über 
Kernkraftwerke, Verlag Association, Hamburg, ·1977, 489 S., DM 16 ,- ~ 

~ -H.Strohm (Hrsg.), Schnelle Brüter und Wiederaufbereitungsanlagen , 
Verlag Association, Hamburg, 1977 , 170 s., DM 10,-

0 Helmut Swoboda , Der i.ampf gegen die Zukunft - Ein Report über 
di e Widerstände gegen Veränderungen , Fischer Taschenbuch Verlag, 
Frankfurt . a . M., 1978; 172 S., DM 6 , 80 

o Dieter Teufel, Radioaktive Kontamination in der Umgebung kern­
technischer Anlagen - Analyse der amtlichen Umgebungsüberwachung , 
herausgegeben vom Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz 
e . V., Eigenverlag, Karlsruhe, 1976 , 56. S. , DM 2,3o 

o P.Weish/E.Gruber , Radioaktivität und Umwelt , Gustav Fischer Ver­
lag, Stuttgart, 1975, 159 S., DM 12,80 

o Michael Wortmann„ Konventionelle und- Biologische Landwirtschaf t 
irr. Spannungsfeld von Ökonomie und Ökologie , Verlag und Schrift ­
reihe "Lebendige Erde" , Darmstadt - Land, 197.7 , 450 S., DM 16,-

o H. H. Wüstenhagen , Bürger gegen Kernkraftwerke. Wyhl - der ·Anfang? , 
Rowohlt , Reinbek bei Hamburg, 1975 , 106 S . ,. DM 3 , 80 

3. Zeitschriften 

o bbu aktuell - Zeitschrift des Bundesverbandes Bürgerinitiativen 
Umweltschutze . V. und der Friends of the Earth , c/o Roland Vogt , 
Lorenzstr . 16- 17, 1000 Berlin 45 ; Tel . 030/7733413 (zweimonatlich, 
Jahresabonnement DM 25, zahlbar an Hermann Schulz , Am ·Sande 21 , 
23o1 Revensdorf , PSchK 633- 201 beim PSchA .Hamburg) 

o Essene~ Zeitschrift für Umweltschutz und Umweltpolitik , Postfach 
17o21o, 4300 Essen 17 (monatlich , Jahresabonnement DM 9 , 60 , zahl -
bar auf PSchK 111 5- 435 beim PSchA Essen) · 

o .gewaltfreie aktion - Vierteljahresheft e für Frieden · und Gerech­
tigkeit , herausgegeben von Th.Ebert , H. Kloppenburg, W.Sternstein 
u . a . , c/o Gernot Jochheim, Kiepertstr . 5 , 1000 Berlin 48 , Tel . 
o3o/72 153o2 (viertel jährlich , · Jahresabonnement DM 12, -, zahlbar 
auf PSchK 3o5oo3-1o1 beim PSchA Berlin/West) . 

o graswurzelrevolution - Für eine gewaltfreie, herrschaftslo:Se 
Gesellschaft, c/o Wolfgang ·Hertle,Großer Schippsee 28 , 2100 
Hamburg 9o , Tel. 040/777957 (zweimonatlich, Abonnement für 
1o Ausgaben DM 14,-, zahlbar auf PSchK 227864-808 beim PSchA 
München) 

' INFOrmationsdienst für gewaltfreie Organisatoren , c/o H.&W • 
. Weber-Zucht, Steinbruchweg 14, 3500 Kassel-Bettenhausen, Tel. 
0561/515953 (erscheint 1o mal im Jahr , Jahresabonnement DM · 15,-, 
zahlbar auf PSchK 134447-469 beim PSchA Dortmund, Sonderkonto 
Heinz Rothenpieler in 5242 Kirchen) 

o Der ·Umkreis., c/o Bürgerinitiative für Umweltinformation' e.V., 
Hauptstr. 100, 7542 Schömberg 5 (monatlich, Jahresabonnement 
DM 12,-, zahlbar auf PSchK 6692-709 beim PSchA Stuttgart) 

o Umwelt akut, c/o Bürgerinitiativen Rhein- Main- Neckar-Raum, 
Gerhard Rüth, Nicolaiweg 9, 6100 Darmstadt (monatlich, Abonne­
ment für 6 Ausgaben DM 6 ,-, zahlbar auf PSchK 356316-602 beim 
PSchA Frankflirt a .M.) 

o Umwelt-Bote, c/o Regionalverband Bürgerinitiativen Umweltschutz 
Südlicher Oberrhein, Hauptstr. 17, 7612 Fischerbach 

o Umweltschutz - Mitteilungsblatt der Bürgeraktion Umweltschutz 
Zentrales Oberrheingebiet .e.V ., c/o Umweltzentrum, Kronenstr . 9, 
7500 Kar lsruhe (zweimonatlich, Jahresabonnement DM 1o ,-, zahlbar 
auf PSchK 174600- 752 beim PSchA Karlsruhe) 

o Umweltzeitung , c/o .Bürgerinitiativen gegen die Atomkraftwerke 
in Uentrop- Schmehausen, Harald Haun, Soest er Str. 233 , 47o1 ' 
Uent rop-V öckinghausen! Tel . 02385/2950 (vierteljährlich) 

o Was Wir Wollen - Nachrichte üssem Dreyeckland un üssem Rescht 
vu dr Welt, c/o Lothar Stärk, Postfach 68 , 7832 Kenzingen (mo­
natlich, Jahresabonnement DM 3o, -, zahlbar auf PSchK 169628-
750 beim PSchA Karlsruhe) 

4. Eine herzliche Empfehlung 

o George Orwell, 1984 - Ein utopischer Roman , Ullstein, Frankfurt/ 
Berlin/Wien , 1977, 281 S., DM 7 , 8o 

Alle auf geführten Bücher können bezogen werden über die Ver­
sandbuchhandlung Helga & Wolfgang Weber-Zucht, Steinbruchweg 14, 
3500 Kassel-Bettenhausen , Tel. 0561/515953. Ausführliche Bücher­
listen können angefordert werden. 

Die meisten Bücher sind auch im regulären Buchhandel erhältlich. 
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Wichtige Ad r essen 

o Bundesverband Bür gerinitiativen Umweltschutz e . V., 
Helbergstr . 6 , 7500 Kar l sruhe 2 1 , Tel . 0721/574248 

o ßBU- Info - Versand , Horstackerstr . 24 , 6700 Ludwigs ­
hafen , Tel . 0621 / 573454 

o GRAS WU RZEL- WERKSTATT , c/o He l ga & Wo l fgang Weber ­
Zucht , Steinbruchweg 14 , 3500 Kasse l - Bettenhausen , 
Tel. 0561/515 953 

o Initiat ive Kirchli che Mitarb e iter und Gewaltfreie 
Aktion , c/o Wolfgang Her t le , Gro ßer Schippsee 28 , 
2100 Hambur g 9o, Tel . 040/777957 

o Rechtsanwältin Wiltrud Rulle, Märkischestr. 56-58 
4600 Dortmund 1, Tel. 023 1/574081 

o GRUNE KREISE - Tr a ining in Gewaltlos i gkeit, König­
str . 3 , 5000 Köln 1, Tel . 0221/2 3 0794 

Di e Hamburger Initiative Kirchliche Mitarbeiter 
und Gewaltfreie Aktion haben s ich bereit erkl ärt , 
d e n Informationsau~tausc h unt e r den Stromgel dver­
weige rungs i nitiativen in d e r Bundesrepublik Deut s c h ­
l a n d zu förd ern . Wer also Informat ionen oder anderes 
weitergeben will , kann diese an Wolfgang Hert l e 
(Adre sse s . o.) sch icken . Er stellt dann aus den 
Einsendungen einen Rundbrief zusamme n und sendet 
di esen an a l le bekannten Adress e n . 
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Freiheitlich-sozialistische Zeltschrift 
gewaltfreier Aktionsgruppen und Bürgerinitiativen 

GRA SWURZELREVOLUTION bezeichnet eine tiefgreifende gesellschaftliche Umwand­
lung, in der durch Macht von unten Gewalt und Herrschaft abgeschafft werden. 

An die Stelle zentralisierter Verwaltung und Überwachung durch einen mit Gewaltmit­
teln ausgestatteten Staatsapparat soll Selbstbestimmung, Selbstorganisation und frel­
wl\lige Hilfe treten. 

An die Stelle des heutigen industrie llen Wachstums, das steh nach ,den Profiten rich­
tet und die Umwelt zerstört, soll eine energiesparende und umweltfreundliche Produk­
tion. treten, die den Bedürfnissen des Menschen dient und ihm in seiner Arbeit Be-
friedigung vermittelt. 1 

Nicht menschheitsgefährdende Rüstung und mili~rischer Drill, sondern soziale Ge­
rechtigkeit, vollstä:ndige Demokratie, gewaltlose Verteidigungsformen und die Solt­
darit.ä'.t zwischen den reichen und den bislang unterentwickelt gehaltenen Völkern wer­
den den Frieden dauerhaft sichern und die Freiheit erhalten, ja sogar ausbauen. 

Um diesen Zielen zu dienen, berichtet die GRASWURZELREVOLUTION seit 1972 
Ober gewaltbekämpfende und lebensschützende Aktionen aus der ganzen Welt und 
über den Aufbau von Alte rnativen. Sie bemüht sich, Theorie und Praxis der gewalt­
freten Revolution zu entwickeln und zu verbreiten. 

Redaktionsanschrift: c/o Wolfgang Hertle, Grosser Schippsee 28, 2100 Hamburg 90 

BezPfcbedlnl1ßgen : Im Abonnement kosten 10 Nummern DM 14. - gegen Vorauskasse 
auf chK 2 64-808, PSchA München , W. Hertle in Hamburg. Ramtt !Ur Wieder­
verkäufer bei Abnahme von mindestens 10 Exemplaren einer Nummer. Probeexempla­
re l.nfordernl (Bitte 2 Mark in Briefmarken beifügen. ) 
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Theo Hengesbach, 
Michael Schweitzer (HrsgJ 

Kein Atomkraftwerk 
mit unserem Geld ! 

Stromgeldverweigerung als 
gewaltfreier Widerstand 

gegen Atomenergie 




